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1 Allgemeines

1.1 Zweck

Mit dem Anschluss an die FUTURA Vorsorgestiftung (nachstehend Stiftung genannt) bezwecken die
angeschlossenen Arbeitgeber, ihre Arbeitnehmer sowie deren Angehérige und Hinterlassenen im Rahmen
dieses Reglements gegen die wirtschaftlichen Folgen von Alter, Tod und Invaliditat zu schitzen.

Der Arbeitgeber kann sich der Vorsorge seiner Arbeitnehmer anschliessen.

Die Stiftung ist im Register fur die berufliche Vorsorge eingetragen und untersteht der BVG- und
Stiftungsaufsicht Aargau. Die Stiftung garantiert fir die BVG-Basisvorsorge mindestens die Leistungen
gemass BVG. Sie fuhrt zu diesem Zweck fiir jede versicherte Person ein Kontrollkonto (Schattenrechnung),
aus dem jederzeit das fir sie gebildete BVG-Altersguthaben und die ihr zustehenden gesetzlichen
Mindestanspriiche hervorgehen.

Die Organisation der Stiftung ist in der Stiftungsurkunde und dem Organisationsreglement geregelt.
1.2 Vorsorgewerk

Die Stiftung fuhrt flr jeden Arbeitgeber, der mit ihr einen Anschlussvertrag abgeschlossen hat, ein
gesondertes Vorsorgewerk. Jedes Vorsorgewerk wird von einer Personalvorsorge-Kommission geftuhrt.
Die Wahl und Zusammensetzung sowie Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortung der Personal-
vorsorge-Kommission sind im Organisationsreglement geregelt.

1.3 Inhalt

Die Beziehungen zwischen der Stiftung und den versicherten oder anspruchsberechtigten Personen
werden durch das vorliegende Vorsorgereglement und, soweit es um die Art und Hohe der
Vorsorgeleistungen sowie deren Finanzierung geht, fir jedes Vorsorgewerk durch einen Vorsorgeplan
geregelt. Dieser ist Bestandteil des Vorsorgereglements. Jedem aufzunehmenden Arbeitnehmer ist auf
Wunsch ein Vorsorgeplan sowie ein Vorsorgereglement zur Verfligung zu stellen. Das Vorsorgereglement
kann auch von der Internetseite der Stiftung heruntergeladen werden (www.futura.ch unter «Downloads»,
«Reglemente»).

Die Bestimmungen des vorliegenden Reglements sind immer dann gultig, wenn im Vorsorgeplan nichts
anderes geregelt wird. Ausgenommen sind die Rentenumwandlungsséatze (Anhang 1) welche durch den
Stiftungsrat festgelegt und auch jederzeit durch ihn geandert werden kénnen.

Bestehen fir die BVG-Basisvorsorge und die weitergehende Vorsorge getrennte Vorsorgeplane, gelten die
in diesem Vorsorgereglement enthaltenen Bestimmungen Uber die BVG-Minimalleistungen nur fir die
BVG-Basisvorsorge.

Bei Bestimmungen, die sowohl ménnliche als auch weibliche Personen betreffen, wird aus Grinden einer
erleichterten Lesbarkeit nur die ménnliche Form verwendet, doch gelten damit stets auch die weiblichen
Personen als miterfasst.
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1.4 Eingetragene Partnerschaft

Der im Sinne des Bundesgesetzes Uber die eingetragene Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paare
vom 18.06.2004 eingetragene Partner ist einem Ehegatten gleichgestellt. Dies betrifft insbesondere auch
die Bestimmungen Uber die Ehegattenrente, den Erldschungsgrund der Wiederverheiratung und tber das
Todesfallkapital sowie einschliesslich der Zustimmungserfordernisse bei Barauszahlung und Kapitalbezug,
Vorbezug und Verpfandung im Rahmen der Wohneigentumsférderung.

1.5 Altersbestimmung

Das fiir die Aufnahme, die Bemessung der Hohe der Beitrage, der Altersgutschriften und die Bemessung
der Mindestleistungen im Freizligigkeitsfall massgebende Alter ergibt sich aus der Differenz zwischen dem
laufenden Kalenderjahr und dem Geburtsjahr.

1.6 Aufnahme in die Personalvorsorge

In die Personalvorsorge werden alle Arbeithehmer aufgenommen, die dem im Vorsorgeplan genannten
Versichertenkreis angehoren.

In die BVG-Basisvorsorge werden alle Arbeithehmer aufgenommen, die einen Jahreslohn von mehr als
dem in Art. 2 Abs. 1 BVG genannten Betrag beziehen, sofern das Arbeitsverhaltnis unbefristet oder auf
mehr als drei Monate befristet ist. Wird ein auf hochstens drei Monate befristetes Arbeitsverhdltnis tber
diese Dauer verléngert, ist der Arbeitnehmer ab dem Zeitpunkt der Vereinbarung der Verlangerung in die
Personalvorsorge aufzunehmen.

Die Aufnahme in die weitergehende Vorsorge richtet sich nach den Bestimmungen des Vorsorgeplans.

Ein in die Personalvorsorge aufgenommener Arbeitnehmer und Arbeitgeber wird nachfolgend als
versicherte Person bezeichnet.

1.7  Zeitpunkt der Aufnahme

Die Aufnahme in die Personalvorsorge erfolgt fiur die Risiken Tod und Invaliditdt am 1. Januar nach
Vollendung des 17. Altersjahres, fur die Altersleistungen am 1. Januar nach Vollendung des
24. Altersjahres. Der Vorsorgeplan kann davon abweichende Bestimmungen enthalten.

Personen, die bei der Aufnahme in die Personalvorsorge teilweise invalid sind, werden nur fir den Teil
versichert, der dem Grad der Erwerbsfahigkeit entspricht.

Der Arbeitgeber meldet der Stiftung die aufnahmepflichtigen Personen im Zeitpunkt der Aufnahme,
spatestens aber innert 30 Tagen nach Erfiullung der Aufnahmekriterien. Erfolgt die Anmeldung oder
Mutation verspétet, kann die Stiftung fur den ihr entstandenen Mehraufwand die Kosten gemass separatem
Kostenreglement in Rechnung stellen. Fur die Anwendung des Web-Portals der Stiftung (Plattform ftr
Mutationen) gelten die vertraglichen und allgemeinen Bestimmungen fir die Benltzung des Web-Portals.
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1.8 Ausnahmen Aufnahmepflicht
Nicht in die Personalvorsorge aufgenommen werden:

e Arbeitnehmer, die das Referenzalter bereits erreicht oder Uberschritten haben und nicht
noch der obligatorischen Vorsorge unterstehen

e Arbeitnehmer, die bei dem angeschlossenen Arbeitgeber nebenberuflich tatig sind und
bereits anderweitig fur eine hauptberufliche Erwerbstétigkeit obligatorisch versichert sind
oder im Hauptberuf eine selbstandige Erwerbstatigkeit austiben

e Arbeitnehmer, die im Sinne der Eidgendssischen Invalidenversicherung mindestens zu
70% invalid sind sowie Personen, die provisorisch weiterversichert werden nach Art. 26a
BVG

e Arbeitnehmer, die nicht oder voraussichtlich nicht dauernd in der Schweiz tatig und im
Ausland geniigend versichert sind, wenn sie ihre Befreiung von der Aufnahme in die
Stiftung beantragen

1.9 Befristet angestellte Arbeitnehmer

Arbeitnehmer mit befristeten Anstellungen oder Einsatzen sind der obligatorischen Versicherung
unterstellt, wenn:

e das Arbeitsverhéltnis ohne Unterbruch Uber die Dauer von drei Monaten hinaus
verlangert wird.

In diesem Fall ist der Arbeitnehmer von dem Zeitpunkt an versichert, in dem die
Verlangerung vereinbart wurde.

e mehrere aufeinanderfolgende Anstellungen beim gleichen Arbeitgeber oder Einsatze fir
das gleiche verleihende Unternehmen insgesamt langer als drei Monate dauern und kein
Unterbruch drei Monate Ubersteigt.

In diesem Fall ist der Arbeitnehmer ab Beginn des insgesamt vierten Arbeitsmonats
versichert. Wird jedoch vor dem ersten Arbeitsantritt vereinbart, dass die Anstellungs-
oder Einsatzdauer insgesamt drei Monate Ubersteigt, ist der Arbeitnehmer ab Beginn des
Arbeitsverhaltnisses versichert.

1.10 Beginn und Auflésung der Vorsorge

Die Vorsorge beginnt an dem Tag, an dem das Arbeitsverhaltnis anfangt oder erstmals Lohnanspruch
besteht, in jedem Fall aber im Zeitpunkt, da der Arbeitnehmer sich auf den Weg zur Arbeit begibt.

Die Vorsorge endet mit der Auflosung des Arbeitsverhaltnisses, soweit kein Anspruch auf Alters-, Todesfall-
oder Invaliditatsleistungen besteht. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, den Austritt einer versicherten Person
innerhalb von 30 Tagen ab Beendigung des Arbeitsverhaltnisses zu melden.

Bei unbezahltem Urlaub kann die gesamte Vorsorge oder auch nur die Risikovorsorge auf Antrag der
versicherten Person unter Regelung der Beitragspflicht maximal wahrend zwdlf Monaten weitergefihrt
werden. Wird die Vorsorge wahrend der Zeit des unbezahlten Urlaubs komplett stillgelegt, wird auch der
Risikoschutz unterbrochen. Im Leistungsfall besteht kein Anspruch gegeniber der Stiftung mit Ausnahme
des Todesfallkapitals in der Hohe des vorhandenen Altersguthabens. Der Beginn und das Ende des
unbezahlten Urlaubs sind der Stiftung schriftlich mitzuteilen.
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Sinkt der AHV-Jahreslohn einer versicherten Person voraussichtlich dauernd unter die Eintrittsschwelle
gemass Vorsorgeplan, erlischt der Anspruch auf Invaliditats- und Todesfallleistungen, welche das im
Zeitpunkt des Todes vorhandene Altersguthaben Ubersteigen.

Andert die versicherte Person ihren Beschéftigungsgrad, werden die Vorsorgeleistungen und die Beitrage
neu berechnet. Der persdnliche Vorsorgeausweis wird den neuen Lohnverhaltnissen angepasst.

1.11 Ausscheiden aus der obligatorischen Versicherung nach Vollendung des 58. Altersjahres

1111

1.11.2

1.11.3

1114

1.11.5

1.11.6

Versicherte Personen, die nach Vollendung des 58. Altersjahres aus der obligatorischen
Versicherung ausscheiden, weil das Arbeitsverhaltnis vom Arbeitgeber aufgeldst wurde,
kénnen die Weiterfihrung nach den folgenden Bestimmungen bei der Stiftung verlangen. Die
Geltendmachung des Anspruchs auf Weiterfiihrung muss innerhalb einer Frist von einem Monat
nach Beendigung des Arbeitsverhaltnisses schriftlich und unter Nachweis der durch den
Arbeitgeber ausgesprochenen Auflosung des Arbeitsverhaltnisses erfolgen.

Die versicherte Person kann die Weiterfihrung im bisherigen Umfang verlangen. Der letzte
anrechenbare Jahreslohn wird unverandert weitergefiihrt. Die versicherte Person kann jedoch
auf den weiteren Aufbau der Altersvorsorge mittels Sparbeitragen verzichten und lediglich die
Versicherung der Risiken Tod und Invaliditat weiterfihren. Die gewahlte Losung kann jahrlich
mit Wirkung per 1. Juli eines Kalenderjahres gewechselt werden. Die Stiftung ist jeweils bis
spatestens 31. Mai schriftich mit Hilfe des im Internet verfligbaren Meldeformulars zu
informieren. Ohne schriftliche Mitteilung bleibt die gewéahlte Form in Kraft.

Die Austrittsleistung bleibt in der Stiftung, auch wenn die Altersvorsorge nicht weiter aufgebaut
wird. Tritt die versicherte Person in eine neue Vorsorgeeinrichtung ein, Uberweist die Stiftung
die Austrittsleistung in dem Umfang an die neue Vorsorgeeinrichtung, als sie fir den Einkauf in
die vollen reglementarischen Leistungen verwendet oder soweit sie Ubertragen werden kann.

Die versicherte Person bezahlt Beitrage zur Deckung der Risiken Tod und Invaliditat und an die
Verwaltungskosten. Falls sie die Altersvorsorge weiter aufbaut, bezahlt sie zuséatzlich die
entsprechenden Beitrage. Es ist der gultige Vorsorgeplan zum Zeitpunkt der Weiterfiihrung
massgebend. Spatere reglementarische oder gesetzliche Anderungen wie auch Anpassungen
im Vorsorgeplan gelten im Sinne der Gleichbehandlung auch fir Personen, welche die
Weiterversicherung gewéahlt haben. Es sind jeweils séamtliche Arbeitnehmer- und
Arbeitgeberbeitrage geschuldet. Allfallige auf die Arbeitnehmer entfallende Sanierungsbeitrage
gehen ebenfalls vollumfanglich zu Lasten der versicherten Person.

Die Weiterversicherung endet bei Eintritt des Risikos Tod oder Invaliditat, bei Erreichen des
Referenzalters oder bei vorzeitiger Pensionierung. Bei Eintritt in eine neue Vorsorgeeinrichtung
endet sie, wenn in der neuen Einrichtung mehr als zwei Drittel der Austrittsleistung fir den
Einkauf in die vollen reglementarischen Leistungen bendtigt werden oder Ubertragen werden
kann. Die versicherte Person hat auf einem allfallig verbleibenden Teil der Austrittsleistung
Anspruch auf die Austrittsleistung oder die Altersleistungen.

Werden bei Eintritt der versicherten Person in eine neue Vorsorgeeinrichtung weniger als zwei
Drittel der Austrittsleistung fur den Einkauf in die vollen reglementarischen Leistungen benétigt,
bleibt die Weiterversicherung bestehen. Der bisherige Lohn reduziert sich entsprechend der
Austrittsleistung, welche an eine andere Vorsorgeeinrichtung tibertragen wurde.
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1.11.7

1.11.8

1.11.9

Die Weiterversicherung kann durch die versicherte Person jederzeit mit schriftlicher Mitteilung
an die Stiftung auf das nachste Monatsende gekiindigt werden, sofern die Beitrage noch nicht
beglichen wurden.

Ein Wechsel in die reine Risikoversicherung ist auf jedes Monatsende mdglich, sofern die
Beitrage fir diesen Monat noch nicht beglichen sind. Die Nichtbezahlung der Sparbeitrage wird
als Wahl der Weiterversicherung ohne Sparbeitrage behandelt.

Die Stiftung kann die Weiterversicherung kiindigen, wenn Beitragsausstande nach einmaliger
Mahnung nicht innerhalb von 30 Tagen beglichen werden. Die Weiterversicherung endet auf
den Zeitpunkt bis zu dem die Beitrage bezahlt wurden.

Versicherte Personen, die die Versicherung nach diesem Artikel weiterfihren, sind
gleichberechtigt wie die im gleichen Kollektiv aufgrund eines bestehenden Arbeitsverhéltnisses
versicherten Personen, insbesondere in Bezug auf den Zins, den Umwandlungssatz sowie auf
Zuschusse durch den friitheren Arbeitgeber oder einen Dritten. Eine Teilpensionierung oder der
Aufschub bis Alter 70 ist jedoch nicht mdglich.

1.11.10 Hat die Weiterversicherung mehr als zwei Jahre gedauert, so ist ein Vorbezug oder eine

Verpfandung fir Wohneigentum nicht mehr méglich. Ausserdem kann die Altersleistung nur
noch in Rentenform bezogen werden. Vorbehalten bleiben reglementarische Bestimmungen,
die die Ausrichtung der Leistungen nur in Kapitalform vorsehen.

Die Weiterversicherung setzt eine AHV-Beitragspflicht oder eine freiwillige Versicherung bei der
AHV voraus. Die weiterversicherte Person hat die Stiftung vor Beendigung der AHV-
Beitragspflicht oder vor Beendigung der freiwilligen Versicherung schriftlich zu informieren.

1.11.11 Die versicherte Person verpflichtet sich, alle fur die Durchfiihrung der beruflichen Vorsorge

erforderlichen Angaben und Unterlagen der Stiftung fristgerecht und unaufgefordert zur
Verfiigung zu stellen. Dazu zahlen insbesondere folgende Angaben:

e Schriftlicher Beleg, dass die Auflosung des Arbeitsverhéltnisses durch den Arbeitgeber
erfolgt ist
Antritt eines Arbeitsverhaltnisses bei einem neuen Arbeitgeber mit Datumsangabe
Eintritt in eine neue Vorsorgeeinrichtung unter Angabe des Eintrittsdatums
Formulare zur Weiterversicherung nach Ausscheiden aus der obligatorischen
Versicherung gemass Art. 47a BVG
Abrechnung einer neuen Vorsorgeeinrichtung tber die Héhe des maximalen Einkaufs in
die reglementarischen Leistungen inkl. Vorsorgeausweis.
Erhéhung des Beschaftigungsgrades bei einem neuen Arbeitgeber und Abrechnung tber
den maximal moéglichen Einkauf in die Vorsorgeeinrichtung inkl. Vorsorgeausweis
Zivilstands- und Namensanderungen, insbesondere das Datum der Eheschliessung
Arbeitsunféhigkeit von wenigstens 20% nach einer Dauer von 180 Tagen
Jede Anderung des Grads der Arbeitsunfahigkeit bzw. Invaliditatsgrades
Anderungen der anspruchsbegriindenden Voraussetzungen
Anderungen der Korrespondenzadresse oder des Wohnsitzes
Die Beendigung der AHV-Beitragspflicht oder der freiwilligen Versicherung bei der AHV.
Weitere Vorsorgeverhéltnisse bei anderen Vorsorgeeinrichtungen, wenn fir die
Gesamtheit der Vorsorgeverhéltnisse das Prinzip der Angemessenheit nicht eingehalten
ist.
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1.11.12 Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die Stiftung zu informieren, wenn er den Arbeitsvertrag mit einer

versicherten Person nach Vollendung des 58. Altersjahres auflést.

1.12 Vorsorgeschutz

1121

1.12.2

Definitiver Vorsorgeschutz

Fur die Mindestleistungen gemass BVG sowie fir die mit der eingebrachten
Freizugigkeitsleistung erworbenen Leistungen (soweit sie bei der friiheren Vorsorgeeinrichtung
ohne Vorbehalt versichert waren) ist der Vorsorgeschutz definitiv und ohne Vorbehalt.

Fur die Ubrigen Leistungen ist der Vorsorgeschutz definitiv, sofern die versicherte Person bei
Versicherungsbeginn voll arbeitsfahig ist und die reglementarischen Leistungen bestimmte, von
der Stiftung festgelegte Grenzen nicht tbersteigen. Andernfalls sind diese Leistungen vorerst
nur provisorisch versichert.

Als nicht voll arbeitsfahig im Sinne dieser Bestimmungen gilt eine versicherte Person, die bei
Versicherungsbeginn

e aus gesundheitlichen Griinden ganz oder teilweise der Arbeit fernbleiben muss
e Taggelder infolge von Krankheit oder Unfall bezieht

e bei einer staatlichen Invalidenversicherung angemeldet ist

e eine Rente wegen teilweiser oder vollstandiger Invaliditat bezieht, oder

e aus gesundheitlichen Grinden nicht mehr ihrer Ausbildung und ihren Fahigkeiten
entsprechend voll beschéftigt werden kann.

Provisorischer Vorsorgeschutz

Die Stiftung orientiert die versicherte Person, falls die Leistungen nur provisorisch versichert
werden kdnnen und verlangt von ihr ergdnzende Angaben uber ihre gesundheitlichen
Verhaltnisse (Gesundheitserklarung). Solange die ergdnzenden Angaben nicht eingereicht,
durch die Stiftung geprift und das Ergebnis der Gesundheitsprifung der versicherten Person
mitgeteilt worden sind, gilt nur ein provisorischer Vorsorgeschutz. Bei Bedarf kann zudem eine
Auskunft bei einem Arzt eingeholt oder eine &rztliche Untersuchung verlangt werden.

Unwahre oder unvollstandige Angaben sowie die Verweigerung der arztlichen Untersuchung
kodnnen Leistungskurzung oder Leistungsverlust zur Folge haben. Bei unwahren Angaben oder
Verweigerung der Gesundheitsprufung ist die Stiftung berechtigt, innerhalb von 4 Wochen nach
Kenntnis Leistungen auszuschliessen (Kiindigung des Uiberobligatorischen Vorsorgevertrages)
oder eine Leistungskurzung durchzufihren.

Tritt wahrend der Dauer des provisorischen Vorsorgeschutzes ein Vorsorgefall ein, werden

e die Leistungen, die mit der eingebrachten Freiziigigkeitsleistung erworben wurden und
bei der friheren Vorsorgeeinrichtung mit Vorbehalt versichert waren, unter
Berucksichtigung dieses Vorbehaltes erbracht

e die Ubrigen provisorisch versicherten Leistungen nicht erbracht, wenn der Vorsorgefall
auf eine Ursache (Unfall, Krankheit, Gebrechen) zuriickzufiihren ist, die schon vor
Beginn des provisorischen Vorsorgeschutzes bestanden hat.
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Aufgrund der eingereichten Unterlagen kann fur die Risiken Invaliditat und Tod ein Vorbehalt
aus gesundheitlichen Griinden angebracht werden. Die Dauer des Vorbehaltes betragt maximal
funf Jahre und beginnt mit dem Versicherungsbeginn respektive mit der Erhdéhung der
Leistungen. Ein bei der friheren Vorsorgeeinrichtung bestehender Vorbehalt kann
aufrechterhalten werden, wobei die bereits abgelaufene Vorbehaltsdauer angerechnet wird.
Tritt wahrend der Vorbehaltsdauer ein Vorsorgefall oder eine Arbeitsunféhigkeit ein, deren
Ursache zur Invaliditat oder zum Tod gefuhrt hat, so bleibt die Einschrénkung der Leistungen
auch nach Ablauf der Dauer des Vorbehalts bestehen. Die Leistungseinschréankung gilt
insbesondere auch fur Invaliditats- und Todesfélle, die auf eine wahrend der Dauer des
Vorbehalts eingetretene Arbeitsunfahigkeit zuriickzufuhren ist.

Die Stiftung teilt der versicherten Person spatestens zwei Monate nach Abschluss der
Gesundheitsprifung schriftlich mit, ob der Vorsorgeschutz normal oder mit einem Vorbehalt (via
Einschreiben) gewahrt wird. Mit dieser Mitteilung ist der Vorsorgeschutz dann definitiv.

1.12.3 Erhéhung der Vorsorgeleistungen

Bei Erhdhung der Vorsorgeleistungen gelten die vorstehenden Bestimmungen sinngemass fiir
die zusatzlich zu versichernden Leistungen.

1.13 Auskunfts- und Meldepflicht der versicherten Person

Hat die versicherte Person mehrere Vorsorgeverhaltnisse und Uberschreitet die Summe aller ihrer AHV-
beitragspflichtigen Lohne und Einkommen das 10-fache des oberen BVG-Grenzbetrages, muss sie die
Stiftung Uber die Gesamtheit ihrer Vorsorgeverhaltnisse sowie die darin versicherten Loéhne und
Einkommen informieren.

Die versicherte Person hat der Stiftung Einsicht in die Abrechnungen Uber die Austrittsleistung aus dem
friheren Vorsorgeverhaltnis zu gewahren. Sie muss ihr ausserdem beim Eintritt sowie bei spateren
Leistungserh6hungen Auskunfte Gber ihren Gesundheitszustand erteilen, soweit diese fur die Abschéatzung
der Risiken erforderlich sind. Die Stiftung kann den Besuch eines Vertrauensarztes verlangen.

Hat die versicherte Person eine erhebliche Gefahrentatsache, die sie kannte oder kennen musste, nicht
angezeigt, fallt der Gberobligatorische Vorsorgevertrag infolge Anzeigepflichtverletzung dahin. Die Stiftung
erbringt nur die gesetzliche Minimalvorsorge nach BVG.

Die versicherte Person hat Anderungen des Zivilstandes oder Entstehung bzw. Wegfall von
Unterstutzungspflichten jeweils innert 30 Tagen dem Arbeitgeber zuhanden der Stiftung mitzuteilen.

Die Bezugerinnen und Bezuger von Invaliditéts- oder Hinterlassenenleistungen haben der Stiftung Auskunft
Uber alle anrechenbaren Leistungen und Einkinfte (z.B. Leistungen in- und auslandischer
Sozialversicherungen, Leistungen anderer Vorsorgeeinrichtungen, weiterhin erzieltes Erwerbseinkommen)
und das Eingehen einer neuen Lebenspartnerschaft, Ehe oder eingetragenen Partnerschaft zu geben.

Beim Austritt aus dem Vorsorgewerk hat die versicherte Person der Stiftung rechtzeitig im Voraus
anzuzeigen, an welche neue Vorsorgeeinrichtung oder an welche Freizlgigkeitseinrichtung die
Austrittsleistung zu tberweisen ist.

Die Stiftung lehnt jede Haftung fir allféllige nachteilige Folgen ab, die sich aus einer Verletzung der
vorgenannten Pflichten fir die versicherte Person oder fiir deren Anspruchsberechtigte ergeben.
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1.14 Auskunftspflicht der Stiftung

Bei der Aufnahme sowie bei Anderungen der Vorsorgeleistungen, mindestens jedoch einmal im Jahr, wird
der versicherten Person ein personlicher Ausweis zur Verfligung gestellt, der die fur sie geltenden Angaben
Uber ihre Personalvorsorge enthalt.

Auf Anfrage erteilt die Stiftung der versicherten Person weitere Auskunfte tber ihre Vorsorge und die
Geschaftstatigkeit der Stiftung.

Jede versicherte Person kann verlangen, dass ihr die Stiftung alle Gber sie verwalteten Daten mitteilt und,
falls fehlerhaft, berichtigt.

1.15 Eintrittsleistung

Die versicherte Person ist verpflichtet, die Freizlgigkeitsleistungen aus friiheren Vorsorge- oder
Freizlgigkeitseinrichtungen in die Stiftung einzubringen, soweit sie nicht zwingend in eine andere
Vorsorgeeinrichtung einzubringen sind. Fiir die Uberweisung hat die versicherte Person zu sorgen. Die
Stiftung kann die Freizugigkeitsleistung direkt einfordern. Die Stiftung behélt sich das Recht vor, die nicht
innerhalb eines Jahres seit Eintritt eingebrachten Austrittsleistungen aus friherer Vorsorge bei
Pensionierung in Kapitalform auszurichten.

Die eingebrachten Freizlgigkeitsleistungen werden zur Erhéhung des Altersguthabens verwendet.
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2 Lohnbegriffe
2.1 Jahreslohn

Als Jahreslohn gilt der AHV-Jahreslohn unter Beriicksichtigung der fir das laufende Jahr bereits
vereinbarten Anderungen.

In der BVG-Basisvorsorge, d.h. bei AHV-Jahresléhnen unter dem oberen BVG-Grenzbetrag, werden
regelméssig ausgerichtete variable Vergitungen wie Leistungslohn, Boni, in der Hohe des im Vorjahr
ausbezahlten Betrages berticksichtigt, sofern deren Hohe fiir das laufende Jahr noch nicht bekannt ist.
Lohnteile, die nur gelegentlich anfallen (wie Uberstunden und Gratifikationen), werden nicht beriicksichtigt.

Der Jahreslohn kann im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen im Vorsorgeplan abweichend davon
festgelegt werden. Insbesondere in der Uberobligatorischen Vorsorge, d.h. bei AHV-Jahresléhnen grosser
dem oberen BVG-Grenzbetrag, sind die angeschlossenen Firmen frei, vom massgeblichen AHV-Lohn
abzuweichen und regelmassig anfallende Lohnbestandteile wie z.B. der 13. Monatslohn, Gratifikationen,
Boni oder andere Provisionen als zu versichernden Lohn zu bestimmen, wegzulassen oder nur teilweise
zu bertcksichtigen.

Der Jahreslohn wird durch den Arbeitgeber festgelegt und der Stiftung jeweils per 1. Januar bzw. bei der
Aufnahme oder bei jeder spateren Anderung gemeldet.

Ist die versicherte Person weniger als ein Jahr lang beim Arbeitgeber beschéaftigt (z.B. bei saisonalen und
temporéaren Arbeitsverhéltnissen), gilt als Jahreslohn der Lohn, den sie bei ganzjahriger Beschaftigung
erzielen wirde.

Fur eine versicherte Person, deren Beschaftigungsgrad und Einkommenshohe stark schwankt, kann ftr
die Festsetzung des massgebenden Jahreslohnes der Vorjahreslohn oder ein Durchschnitt der letzten drei
Jahre gemeldet werden.

Eine versicherte Person, die auch noch bei einem oder mehreren anderen Arbeitgebern tatig ist, kann die
dort erzielten Lohnbestandteile im Rahmen dieses Vorsorgereglements nicht versichern.

Der Arbeitgeber meldet der Stiftung jahrlich die ab dem nachsten 1. Januar geltenden Jahreslohne, damit
die Vorsorgeleistungen den neuen Lohnverhaltnissen angepasst werden kénnen. Geht bis Ende Januar
des neuen Versicherungsjahres keine Meldung ein, gelten die bisherigen Jahresléhne weiterhin.

Zahlungen des Arbeitgebers an Arbeitnehmer nach Beendigung des Vorsorgeverhaltnisses werden nicht
versichert.
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2.2 Versicherter Lohn

Der versicherte Lohn ist im Vorsorgeplan definiert. Die dort allenfalls angegebenen Koordinationsabzige,
Mindest- und Hochstbetrdage werden durch die Stiftung, soweit notwendig, den bundesrechtlichen
Vorschriften angepasst. Der versicherte Lohn darf in der Gesamtheit Uber alle bestehenden
Vorsorgeverhdltnisse das AHV-beitragspflichtige Einkommen sowie das 10-fache des oberen BVG-
Grenzbetrages nicht ubersteigen.

Sinkt der Jahreslohn einer versicherten Person voriibergehend wegen Krankheit, Unfall, Arbeitslosigkeit,
Mutterschaft, Vaterschaft oder aus ahnlichen Griinden, behélt der bisherige versicherte Lohn grundsatzlich
seine Giiltigkeit, solange die Lohnfortzahlungspflicht des Arbeitgebers nach Art. 324a OR bestehen wiirde,
ein Mutterschaftsurlaub nach Art. 329f OR, ein Vaterschaftsurlaub nach Art. 329g OR oder ein
Betreuungsurlaub nach Art. 329i OR dauert. Die versicherte Person kann jedoch die Herabsetzung
verlangen.

Im Vorsorgeplan kann festgehalten werden, dass allféllige Koordinationsabziige, Mindest- und
Hochstbetrage fur Teilzeitbeschéftigte entsprechend dem tatséchlichen Ausmass ihrer Erwerbstatigkeit
festgelegt werden.

2.3 Versicherter Lohn bei Invaliditat

Wird eine versicherte Person vollstéandig arbeitsunfahig, bleibt fir ihre Versicherung der unmittelbar vor
Beginn der Invaliditat gultige Lohn konstant.

Wird eine versicherte Person teilweise arbeitsunfahig, wird ihre Versicherung aufgeteilt in einen dem Grad
der Erwerbsfahigkeit entsprechenden «aktiven» Teil und einen dem Grad der Arbeitsunfahigkeit
entsprechenden «invaliden» Teil. Fur die Lohnaufteilung wird derjenige Lohn zugrunde gelegt, der
unmittelbar vor Beginn der Invaliditat giltig war. Die Aufteilung erfolgt aufgrund des Leistungsgrades
gemass Kapitel 5.7. Die allenfalls im Vorsorgeplan erwéhnten Grenzbetrage werden entsprechend
reduziert. Fur die Aufteilung des BVG-Altersguthabens und die Grenzbetrage gelten die Bestimmungen
des BVG.

Der dem «invaliden» Teil der Versicherung zu Grunde gelegte versicherte Lohn bleibt konstant.

Im «aktiven» Teil der Versicherung wird das im Rahmen der Erwerbstétigkeit erzielte Einkommen als
Jahreslohn betrachtet. Das gleiche gilt fir Personen, die bei der Aufnahme teilweise arbeitsunféhig sind.

Der versicherte Lohn in der BVG-Basisvorsorge entspricht im Minimum dem Mindestlohn gemass BVG.
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3 Vorsorgeleistungen

3.1 Leistungsubersicht

Im Vorsorgeplan ist festgehalten, welche der nachfolgend aufgefuhrten Leistungen versichert sind:

Altersrente Kapitel 4.1
Pensionierten-Kinderrente Kapitel 4.2
Alterskapital Kapitel 7.8
Invalidenrente Kapitel 5.9
Invaliden-Kinderrente Kapitel 5.10
Beitragsbefreiung Kapitel 5.11
Ehegattenrente Kapitel 6.2
Lebenspartnerrente Kapitel 6.3
Waisenrente Kapitel 6.4
Todesfallkapital Kapitel 6.5

Weitere Vorsorgeleistungen werden allenfalls gestitzt auf einen Beschluss der Personalvorsorge-
Kommission (Ermessensleistungen aus den freien Mitteln) ausgerichtet, soweit damit keine
versicherungstechnischen Risiken verbunden sind.

3.2 Altersguthaben

Fur jede versicherte Person wird ein Altersguthaben gebildet.

Das Altersguthaben setzt sind insbesondere zusammen aus:

FUTURA Vorsorge

den Altersgutschriften

den eingebrachten Freiziigigkeitsleistungen aus friiheren Vorsorgeverhaltnissen
weiteren Einkaufsleistungen

den allféalligen, durch den Arbeitgeber finanzierten Einkaufen

abzuglich Vorbeziige fur Wohneigentum, zuztiglich Riickzahlung von Vorbeziigen
abzuglich Auszahlungen infolge Ehescheidung, zuzuglich Wiedereinkaufe
abzuglich Teilauszahlungen infolge Teilpensionierung

zuzuglich Betrage, die im Rahmen eines Vorsorgeausgleichs fur den Versicherten
Uberwiesen werden

den Zinsen, wobei die Altersgutschriften des laufenden Kalenderjahres nicht verzinst
werden.
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Die Hohe der jahrlichen Sparbeitrage richtet sich nach dem Vorsorgeplan.

Der Zins wird auf dem Stand des Altersguthabens am Ende des Vorjahres berechnet und am Ende jedes
Kalenderjahres dem Altersguthaben gutgeschrieben.

Ein aus allfalligen Eink&ufen fur vorzeitige Pensionierung resultierendes Altersguthaben wird gesondert
gefiuihrt. Dieses Altersguthaben und die daraus berechnete voraussichtliche Altersrente werden bei der
Bemessung der Hohe der Invaliditats- und Hinterlassenenrenten nicht beriicksichtigt.

Einlagen oder Beziige werden im betreffenden Jahr pro rata verzinst.

Tritt ein Vorsorgefall ein oder scheidet eine versicherte Person wahrend des Jahres aus, wird der Zins fir
das laufende Jahr auf dem Stand des Altersguthabens am Ende des Vorjahres anteilsmassig bis zum
Zeitpunkt berechnet, in dem der Vorsorgefall eingetreten ist bzw. die Freizlgigkeitsleistung erbracht wird.
Der Stiftungsrat kann fir Vorsorgefdlle wahrend des Jahres und fir die Verzinsung Ende Jahr
unterschiedliche Zinsséatze vorsehen.

Der Zinssatz entspricht im obligatorischen Bereich (BVG) mindestens dem vom Bundesrat festgelegten
Mindestzinssatz. Wahrend der Dauer einer Unterdeckung kann der Stiftungsrat den Zinssatz im Rahmen
der gesetzlichen Bestimmungen auch tiefer festlegen.

Vorbezige sowie Auszahlungen infolge Ehescheidung werden im Verhaltnis des BVG-Altersguthabens
nach Art. 15 BVG zum Ubrigen Vorsorgeguthaben der Schattenrechnung belastet. Zuriickbezahlte Betrage
und Wiedereinkaufe werden im gleichen Verhéaltnis wie beim Vorbezug bzw. der Auszahlung infolge
Ehescheidung dem BVG-Altersguthaben gutgeschrieben. Betrdge, die im Rahmen eines
Vorsorgeausgleichs fur den Versicherten Uberwiesen wurden, werden im Verhéltnis, in dem sie in der
Vorsorge des verpflichteten Ehegatten belastet wurden, dem BVG-Altersguthabens gutgeschrieben.

3.3 Voraussichtliches Alterskapital im Referenzalter
Das voraussichtliche Altersguthaben im Referenzalter besteht aus

e dem vorhandenen Altersguthaben mit Zins fir die fehlenden Jahre bis zum Referenzalter,
zuzlglich
e der Summe der Altersgutschriften fir die bis zum Referenzalter fehlenden Jahre mit Zins.

Die Basis fiir die Berechnung der Altersgutschriften bildet der letzte gemeldete versicherte Lohn der
versicherten Person.
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4 Altersleistungen

4.1

Altersrente

4.1.1

4.1.2

4.1.3

Allgemeines

Der Anspruch auf die Altersrente, sofern eine solche im Vorsorgeplan vorgesehen ist, entsteht,
wenn die versicherte Person das Referenzalter erreicht. Das Referenzalter richtet sich nach
dem Vorsorgeplan. Der Rentenanspruch fallt weg, wenn die versicherte Person stirbt.

Die Hohe der jahrlichen Altersrente ergibt sich aus dem im Zeitpunkt der Pensionierung
vorhandenen Altersguthaben und den jeweils giiltigen Rentenumwandlungsséatzen (Anhang:
Umwandlungssatze). Die Umwandlungssatze werden durch den Stiftungsrat festgelegt und
kénnen durch ihn jederzeit geéndert werden.

Einkaufe fur eine vorzeitige Pensionierung werden einem gesondert geflhrten Altersguthaben
zugerechnet und in eine Altersrente umgewandelt.

Lost die Altersrente eine laufende Invalidenrente ab, ist sie mindestens so hoch wie die der
Teuerung angepasste Invalidenrente nach BVG.

Vorzeitige Pensionierung

Bei Beendigung des Arbeitsverhaltnisses nach Vollendung des 58. Altersjahres, kann die
versicherte Person die Altersleistungen beziehen, sofern und soweit sie nicht im Sinne der IV
als invalid gilt.

Das Alterskapital entspricht dem im Zeitpunkt des Bezuges vorhandenen Altersguthaben. Fir
die Altersrente  wird der Umwandlungssatz entsprechend reduziert (Anhang:
Umwandlungssatze). Mit dem vorzeitigen Bezug der Altersleistungen gilt das Referenzalter als
erreicht.

Weiterversicherung

Versicherte, deren Lohn sich nach dem 58. Altersjahr um héchstens die Hélfte reduziert, kbnnen
verlangen, dass die Vorsorge fiir den bisher versicherten Verdienst weitergefiihrt wird.

Die Weiterversicherung des bisherigen versicherten Verdienstes kann héchstens bis zum im
Vorsorgeplan definierten Referenzalter erfolgen.

Beitrage des Arbeitgebers fir diese Weiterversicherung kénnen nur mit dessen ausdriicklicher
Zustimmung vorgesehen werden.
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4.1.4

415

Aufschub

Ein Aufschub der Altersleistungen Uber das Referenzalter hinaus, jedoch langstens bis zum
vollendeten 70. Altersjahr ist nur bei Fortsetzung des Arbeitsverhaltnisses mdglich. Die
Vorsorge kann beitragsfrei aufgeschoben, oder mit Sparbeitragen gemass dem Vorsorgeplan
weitergefiihrt werden. In diesem Fall werden das vorhandene Altersguthaben und im Falle der
Weiterflihrung der Vorsorge die beidseitig weiterhin geleisteten Sparbeitrage bis zum Zeitpunkt
der effektiven Pensionierung verzinst. Bei der beitragslosen Weiterfihrung sind die
Verwaltungskosten gemass Kostenreglement der Stiftung geschuldet. Das Alterskapital
entspricht dem im Zeitpunkt des Bezuges vorhandenen Altersguthaben. Fir die Altersrente wird
der Umwandlungssatz entsprechend erhdht (Anhang: Umwandlungssétze). Die Versicherung
der Invalidenleistungen sowie der das Altersguthaben Ubersteigenden Todesfallkapitalien
erlischt in jedem Fall mit Erreichen des Referenzalters. Stirbt die Person nach Erreichen des
Referenzalters, haben die Hinterlassenen Anspruch auf die Leistungen, welche nach dem Tod
des Altersrentners fallig wirden. Vorbehalten bleibt die Auszahlung des Altersguthabens
gemass Kapitel 7.8.

Der Versicherte hat der Stiftung spéatestens einen Monat vor Erreichen des Referenzalters
schriftlich mitzuteilen, welche der vorgéngig erwahnten Varianten umgesetzt werden soll. Die
Wahl der Variante kann ab Erreichen des Referenzalters bis zur effektiven Pensionierung nicht
mehr verandert werden. Ohne eine Mitteilung erfolgt die Pensionierung mit Erreichen des
Referenzalters.

Teilpensionierung

Eine Teilpensionierung nach Vollendung des 58. Altersjahres in maximal drei Schritten ist
moglich. Der Anteil der vorbezogenen Altersleistung darf den Anteil der Lohnreduktion vom
AHV-Lohn jeweils nicht Ubersteigen. Der erste Teilbezug muss mindestens 20% der
Altersleistung betragen. Der dritte Schritt entspricht zwangslaufig der Restpensionierung. Die
Zeitspanne zwischen den Teilpensionierungsschritten muss mindestens ein Jahr betragen.

Eine Teilpensionierung in mehr als drei Teilschritten ist ausnahmsweise moglich. Die
entsprechenden steuerrechtlichen Abklarungen obliegen der versicherten Person. Sie tragt
auch allfallige steuerrechtliche Konsequenzen.

Werden mehrere Teilpensionierungsschritte gewahlt, dirfen maximal drei Kapitalbezlge
erfolgen. Die vorstehenden Bestimmungen zur Altersrente bzw. zum Kapitalbezug gemaéss
Kapitel 7.8 gelangen sinngeméass fur die Teilaltersrente bzw. das Teilalterskapital zur
Anwendung. Die dem Teilaltersruicktritt entsprechenden Teile des Altersguthabens sind
massgebend fur die Bestimmung der Teilaltersrente bzw. des Teilalterskapitals. Die dem
reduzierten Arbeitsverhéltnis entsprechenden Teile des BVG-Altersguthabens bzw.
Altersguthabens werden wie fiir eine voll erwerbstétige versicherte Person weitergeftihrt. Die
versicherten Lohne bestimmen sich auf dem weiterhin erzielten Jahreslohn. Die Beitrdge und
die Beitragspflicht richten sich nach dem versicherten Lohn. Die ganze Altersleistung muss
bezogen werden, wenn der verbleibende Jahreslohn unter den Betrag fallt, welcher gemass
Vorsorgeplan fur die Versicherung notwendig ist.

Eine Teilpensionierung kann nur im Einverstandnis mit dem Arbeitgeber erfolgen.
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4.2 Pensionierten-Kinderrente

Der Anspruch auf die Pensionierten-Kinderrente entsteht, wenn die versicherte Person eine Altersrente
bezieht und rentenberechtigte Kinder gemass Kapitel 11.7 hat.

Der Rentenanspruch fallt weg, wenn die Voraussetzungen fur die Rentenberechtigung geméss Kapitel 11.7
nicht mehr erfullt sind oder wenn die versicherte Person stirbt.

Die Hohe der jahrlichen Pensionierten-Kinderrente ist im Vorsorgeplan festgelegt.

4.3 Flexible Anwartschaft

4.3.1 Antrag

Versicherte Personen kdnnen auf schriftlichen Antrag die anwartschaftliche Ehegatten- bzw.
Lebenspartnerrente, auf welche ihre Hinterbliebenen im Todesfall als Altersrentenbeziiger
Anspruch haben, anpassen.

Der Antrag auf eine Anpassung der anwartschaftlichen Ehegatten- bzw. Lebenspartnerrente
muss bei der Stiftung vor dem Altersricktritt, spatestens vor der ersten Rentenzahlung,
schriftlich eingereicht werden.

4.3.2 Pensionierungsschritte

Im Falle einer Teilpensionierung gem. Art. 4.1.5 mit Bezug einer Altersrente gelten fur die
weiteren Pensionierungsschritte die gleichen anwartschaftlichen Hinterbliebenenleistungen wie
fur den ersten Pensionierungsschritt.

4.3.3 Erh6hung der Anwartschaft

Die anwartschaftliche Ehegatten- bzw. Lebenspartnerrente betragt fir einen
Altersrentenbeziiger bei Vorsorgelésungen nach BVG standardmdassig 60 Prozent der
Altersente (Art. 6.2.3). Versicherte Personen kénnen davon abweichend eine anwartschaftliche
Ehegatten- bzw. Lebenspartnerrente in der Hoéhe von 80 Prozent oder 100 Prozent der
Altersrente wahlen.

4.3.4 Kurzung der Altersrente

Die Erhdéhung der anwartschaftlichen Ehegatten- bzw. Lebenspartnerrente wird tber eine
Reduktion der Altersrente finanziert. Die Reduktion der Altersrente wird wie folgt definiert:

Anwartschaft 80% 6%
Anwartschaft 100% 11%

Falls eine Kirzung der Altersrente ein Unterschreiten der gesetzlichen Mindestleistungen zur
Folge hatte, darf keine optional héhere Ehegatten- bzw. Lebenspartnerrente gewahlt werden.

Die Erhohung der Anwartschaft und die damit verbundene Kirzung betrifft nur die Altersrente,
die Alters-Kinderrente bleibt unverandert. Diese Kirzung wird auch beibehalten, wenn der
Ehegatte bzw. Lebenspartner vor dem Altersrentenbezlger stirbt.
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5 Invaliditatsleistungen
5.1 Arbeitsunféhigkeit

Arbeitsunfahigkeit ist die durch eine Beeintrachtigung der kdrperlichen, geistigen oder psychischen
Gesundheit bedingte, volle oder teilweise Unféhigkeit, im bisherigen Beruf oder Aufgabenbereich
zumutbare Arbeit zu leisten. Bei langer Dauer wird auch die zumutbare Tatigkeit in einem anderen Beruf
oder Aufgabenbereich berticksichtigt.

5.2 Erwerbsunfahigkeit

Erwerbsunfahigkeit ist der durch Beeintrachtigung der korperlichen, geistigen oder psychischen
Gesundheit verursachte und nach zumutbarer Behandlung und Eingliederung verbleibende ganz oder
teilweise Verlust der Erwerbsmoglichkeiten auf dem in Betracht kommenden ausgeglichenen Arbeitsmarkt.

5.3 Invaliditat

Invaliditat ist die voraussichtlich bleibende oder langere Zeit dauernde ganz oder teilweise
Erwerbsunfahigkeit. Eine versicherte Person gilt als invalid, wenn sie im Sinne der IV invalid oder im Sinne
des ATSG erwerbsunfahig ist. Nicht erwerbstatige Minderjahrige gelten als invalid, wenn die
Beeintrachtigung ihrer kérperlichen, geistigen oder psychischen Gesundheit voraussichtlich eine ganze
oder teilweise Erwerbsunféhigkeit zur Folge haben wird. Volljahrige, die vor der Beeintrachtigung ihrer
korperlichen, geistigen oder psychischen Gesundheit nicht erwerbstatig waren und denen eine
Erwerbstatigkeit nicht zugemutet werden kann, gelten als invalid, wenn eine Unmdoglichkeit vorliegt, sich
im bisherigen Aufgabenbereich zu betétigen.

5.4 Anspruchsvoraussetzung
Ein Anspruch auf Invaliditatsleistungen besteht, wenn die versicherte Person

e im Sinne der Eidgendssischen Invalidenversicherung (IV) zu mindestens 25% invalid ist
und bei Eintritt der Arbeitsunfahigkeit, deren Ursache zur Invaliditat gefuihrt hat, auf
Grund dieses Vorsorgereglements versichert war; oder

e infolge eines Geburtsgebrechens bei Aufnahme der Erwerbstétigkeit zu mindestens 20%,
aber weniger als 40% arbeitsunfahig war und bei Erh6hung der Arbeitsunfahigkeit, deren
Ursache zur Invaliditat gefthrt hat, auf mindestens 40% versichert war; oder

e als minderjahrige Person invalid wurde und deshalb bei Aufnahme der Erwerbstétigkeit
zu mindestens 20%, aber weniger als 40% arbeitsunféahig war und bei Erh6hung der
Arbeitsunféahigkeit, deren Ursache zur Invaliditat gefuihrt hat, auf mindestens 40%
versichert war.

e eine Ubergangsleistung nach Art. 32 IVG bezieht.

Bei Invaliditat infolge Geburtsgebrechen und bei minderjéhrigen Invaliden im Sinne von Art. 23 lit. b und ¢
BVG entrichtet die Stiftung hdchstens die BVG-Mindestleistungen. Voraussetzung dafir ist, dass die
versicherte Person bei Eintritt der Erhéhung der Arbeitsunfahigkeit, deren Ursache zur Invaliditat gefuhrt
hat, in der Stiftung versichert war.
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5.5 Wartefrist

Als Wartefrist gilt die Dauer der Erwerbsunféhigkeit, die ab Beginn der Arbeitsunfahigkeit bis zur
Entstehung des Leistungsanspruchs verstreichen muss. Sie ist im Vorsorgeplan festgelegt.

Betragt die vereinbarte Wartefrist 12 Monate und richtet die Eidgendssische Invalidenversicherung vor
Ablauf der Wartefrist eine Rente aus, werden die Leistungen ab dem Zeitpunkt des IV-Rentenanspruchs
gewahrt. Bei einem IV-Grad von mehr als 25% und weniger als 40% stiitzt sich die Stiftung beziglich
Leistungsbeginn auf die Verfigung der Eidgendssischen Invalidenversicherung.

Betragt die vereinbarte Wartefrist 24 Monate und sollten im Falle einer Invaliditat infolge Krankheit die
Krankentaggeldleistungen nicht fiir die Dauer von 24 Monaten erbracht werden, werden die Invaliden- und
Invaliden-Kinderrenten ab dem Tag gewahrt, ab dem die Krankentaggeldleistung erlischt, friihestens aber
ab dem Zeitpunkt des IV-Rentenanspruchs. Bei einem IV-Grad von mehr als 25% und weniger als 40%
stitzt sich die Stiftung bezilglich Leistungsbeginn auf die Verfligung der Eidgendssischen
Invalidenversicherung.

5.6 Invaliditatsgrad

Fur die Bemessung des Invaliditatsgrads wird das Erwerbseinkommen, welches die versicherte Person
nach Eintritt der Invaliditat und nach Durchfihrung des medizinischen Behandlung und allfalliger
Eingliederungsmassnahmen durch eine ihr zumutbare Tatigkeit bei ausgeglichener Arbeitsmarktlage
erzielen kénnte, in Beziehung gesetzt zum Erwerbseinkommen, das sie erzielen kénnte, wenn sie nicht
invalid geworden wére.

5.7 Leistungsbemessung

Die Leistungen werden in folgendem Ausmass als prozentualer Anteil an einer ganzen Rente ausgerichtet:

0% — 24% 0%
25% — 69% gradgenau
ab 70% 100%

5.8 Mitwirkungspflicht

Entzieht oder widersetzt sich eine versicherte Person einer zumutbaren Behandlung oder Eingliederung
ins Erwerbsleben, die eine wesentliche Verbesserung der Erwerbsféhigkeit oder eine neue
Erwerbsmdoglichkeit verspricht, oder tragt sie nicht aus eigenem Antrieb das ihr Zumutbare dazu bei,
werden die Leistungen voribergehend oder dauernd gekiirzt oder verweigert.
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5.9 Invalidenrente

Der Anspruch auf die Invalidenrente entsteht nach Ablauf der Wartefrist geméass Kapitel 5.5. Ein
Rentenanspruch besteht nicht, solange die versicherte Person Taggelder der Eidgendssischen
Invalidenversicherung und/oder Unfallversicherung bezieht.

Der Rentenanspruch fallt weg, wenn die IV ihre Rentenleistung einstellt, die versicherte Person wieder
erwerbsfahig ist, das bei Eintritt der Arbeitsunfahigkeit im Vorsorgeplan definierte Referenzalter erreicht
oder stirbt. Wird das Referenzalter aufgrund von gesetzlichen Anderungen erhéht, bleibt bei den zu diesem
Zeitpunkt laufenden Invalidenrenten das bisherige Referenzalter bestehen.

Die Hohe der jahrlichen Invalidenrente ist im Vorsorgeplan festgelegt. Die Invalidenrente darf jedoch nicht
héher als 70% des AHV-Lohnes sein. Bei Vorsorgelésungen nach BVG entspricht die Mindesthéhe der
gesetzlichen Invalidenrente. Diese ergibt sich aus:

e dem vorhandenen Altersguthaben (gemass BVG-Schattenrechnung) im Zeitpunkt des
Rentenanspruchs und

e den zuklnftigen Altersgutschriften (ohne Zins) fir die bis zum gesetzlichen Referenzalter
fehlenden Jahre, basierend auf der BVG-Skala sowie dem versicherten BVG-Lohn und

e der Anwendung des gesetzlichen Umwandlungssatzes.

5.10 Invaliden-Kinderrente

Der Anspruch auf die Invaliden-Kinderrente entsteht gleichzeitig mit dem Anspruch auf die Invalidenrente,
sofern die versicherte Person rentenberechtigte Kinder nach Kapitel 11.7 hat.

Der Rentenanspruch fallt weg, wenn die Voraussetzungen fir die Rentenberechtigung nach Kapitel 11.7
nicht mehr erfllt sind, die 1V ihre Rentenleistung einstellt, die versicherte Person wieder erwerbsfahig ist,
das bei Eintritt der Arbeitsunfahigkeit im Vorsorgeplan definierte Schlussalter erreicht oder stirbt.

Die Hohe der jahrlichen Invaliden-Kinderrente ist im Vorsorgeplan festgelegt. Bei Vorsorgelésungen nach
BVG entspricht ihre Mindesthohe 20% der gesetzlichen Invalidenrente.

5.11 Beitragsbefreiung

Der Anspruch auf die Beitragsbefreiung entsteht, sobald die Dauer der Erwerbsunfahigkeit die im
Vorsorgeplan festgelegte Wartefrist Gberschritten hat und dauert maximal 24 Monate, solange weder V-
Taggeld noch IV-Rentenanspruch besteht. Bei Teilinvaliditat besteht Anspruch auf die Beitragsbefreiung
aufgrund des Leistungsgrades gemass Kapitel 5.7, ausgenommen davon sind die Verwaltungskosten.

Der Anspruch fallt weg, wenn die IV ihre Rentenleistung einstellt, die versicherte Person wieder
erwerbsfahig ist, das bei Eintritt der Arbeitsunféhigkeit im Vorsorgeplan definierte Referenzalter erreicht
oder stirbt.

5.12 Anderung des Invaliditatsgrads

Anderungen des Invaliditatsgrads ziehen eine Uberpriifung und gegebenenfalls eine Anpassung des
Leistungsanspruchs nach sich, wenn sich der Invaliditatsgrad dauerhaft und um mehr als 5 Prozentpunkte
andert oder auf 100% erhdht. Erhdht oder reduziert sich der Invaliditatsgrad einer versicherten Person aus
gleicher Ursache wie die bestehende Invaliditat, werden die Leistungen entsprechend angepasst. Wurden
wegen einer Verminderung des Invaliditatsgrads zu hohe Leistungen ausgerichtet, sind diese
zuriickzuerstatten. Bei Herabsetzung oder Aufhebung der Rente der Eidg. IV wird der Versicherungsschutz
gemass Art. 26a BVG gewahrt. Die Stiftung kann den Invaliditatsgrad im Rahmen der Giberobligatorischen
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Invalidenrente gestitzt auf ein internes oder externes Gutachten festlegen. Sie ist dabei nicht an den
Entscheid der Eidg. IV gebunden.

6 Todesfallleistungen

6.1 Anspruch

Ein Anspruch auf Todesfallleistungen besteht, wenn die versicherte Person

e im Zeitpunkt des Todes oder bei Eintritt der Arbeitsunfahigkeit, deren Ursache zum Tod
gefuhrt hat, auf Grund dieses Vorsorgereglements versichert war; oder
von der Stiftung im Zeitpunkt des Todes eine Alters- oder Invalidenrente erhielt; oder
infolge eines Geburtsgebrechens bei Aufnahme einer Erwerbstéatigkeit mindestens zu 20%,
aber weniger als 40% arbeitsunfahig war und bei Erhdhung der Arbeitsunféhigkeit, deren
Ursache zum Tod gefihrt hat, auf mindestens 40% versichert war; oder

e als minderjahrige Person invalid wurde und deshalb bei Aufnahme einer Erwerbstétigkeit
mindestens zu 20%, aber weniger als zu 40% arbeitsunfahig war und bei Erhéhung der
Arbeitsunfahigkeit, deren Ursache zum Tod gefiihrt hat, auf mindestens 40% versichert
war. In diesem Fall besteht hdchstens Anspruch auf die BVG-Mindestleistungen.

6.2 Ehegattenrente

Im Vorsorgeplan ist festgehalten, wenn an Stelle der Grunddeckung die erweiterte Deckung vorgesehen

Ist.

6.2.1

6.2.2

Grunddeckung

Der Anspruch auf die Ehegattenrente entsteht, wenn eine verheiratete versicherte Person stirbt
und der Uberlebende Ehegatte zu diesem Zeitpunkt
e fur den Unterhalt eines oder mehrerer Kinder aufkommen muss; oder

e das 45. Altersjahr zurlickgelegt hat und die Ehe mindestens fiinf Jahre gedauert hat.

Ist keine dieser Voraussetzungen erfullt, wird eine einmalige Abfindung in der Hohe von drei
Jahresrenten ausgerichtet.

Der Rentenanspruch féallt weg, wenn die anspruchsberechtigte Person wieder heiratet oder
stirbt.

Erweiterte Deckung
Der Anspruch auf die Ehegattenrente entsteht, wenn eine verheiratete Person stirbt.

Der Rentenanspruch fallt weg, wenn die anspruchsberechtigte Person vor dem 45. Altersjahr
wieder heiratet oder wenn sie stirbt. Bei Wiederverheiratung vor dem 45. Altersjahr wird eine
einmalige Abfindung in der Hohe von drei Jahresrenten ausgerichtet.
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6.2.3 Hohe der Ehegattenrente
Die Hohe der Ehegattenrente ist im Vorsorgeplan festgelegt. Die Ehegattenrente beim Tod der
versicherten Person vor Erreichen des Referenzalters darf jedoch nicht hdher als 50% des AHV-
Lohnes sein. Bei Vorsorgelésungen nach BVG entspricht ihre Mindesthéhe beim Tod der
versicherten Person vor Erreichen des Referenzalters 60% der gesetzlichen Invalidenrente. Bei
Tod eines Altersrentners betrégt sie 60% der gesetzlichen Altersrente.

6.2.4 Kirzung und Wegfall der Rente

Die Rente wird um 1% ihres Betrages fiir jedes ganze oder angebrochene Jahr gekiirzt, um das
die anspruchsberechtigte Person mehr als 10 Jahre jinger ist als die verstorbene Person.

Die Rente wird Uberdies gekirzt, sofern die Eheschliessung oder die anspruchsbegriindende
Lebenspartnerschaft nach Vollendung des 65. Altersjahres erfolgte, und zwar um 20% fir jedes
ganze oder angebrochene ubersteigende Altersjahr.

Keine Rente wird ausbezahlt, wenn die Ehe oder anspruchsbegriindende Lebenspartnerschaft
nach Vollendung des 69. Altersjahres geschlossen wurde, oder wenn die versicherte Person im
Zeitpunkt der Eheschliessung oder des Beginns der anspruchsbegrindenden
Lebenspartnerschaft das 65. Altersjahr vollendet hat und an einer ihr bekannten schweren
Krankheit litt, an der sie innerhalb von zwei Jahren nach der Eheschliessung bzw. Beginn der
anspruchsbegrindenden Lebenspartnerschaft stirbt.

Bei verheirateten Personen werden die vor der Ehe nahtlos vorangegangenen Jahre der
anspruchsbegrindenden Lebenspartnerschaft an die Ehedauer angerechnet.

Diese Einschrankungen gelten nicht, soweit sie die Mindestleistungen nach BVG
beeintrachtigen.

6.2.5 Anspruch des geschiedenen Ehegatten

Der Uberlebende geschiedene Ehegatte hat nach dem Tod der versicherten Person oder
Rentners Anspruch auf eine Hinterlassenenleistung gemass Art. 20 BVV2. Der Anspruch
beschrankt sich auf die Mindestleistungen gemass BVG. Zudem werden die Leistungen um
jenen Betrag gekirzt, um den sie zusammen mit den Hinterlassenenleistungen der AHV den
Anspruch aus dem Scheidungsurteil Gbersteigen. Hinterlassenenrenten der AHV werden dabei
nur so weit angerechnet, als sie héher sind als ein eigener Anspruch auf eine Invalidenrente
der Eidg. IV oder eine Altersrente der AHV.

6.3 Lebenspartnerrente

Im Vorsorgeplan ist geregelt, ob neben der Ehegattenrente auch eine Lebenspartnerrente in der gleichen
Hohe versichert ist.

Der Anspruch auf die Lebenspartnerrente setzt eine anspruchsbegriindende Lebenspartnerschaft gemass
Kapitel 6.3.3 voraus. Kein Anspruch auf die Lebenspartnerrente besteht, wenn der Uberlebende
Lebenspartner bereits eine Ehegattenrente oder eine Lebenspartnerrente von einer in- oder auslandischen
Vorsorgeeinrichtung bezieht. Die fir die Ehegattenrente gewahlte Deckungsart gilt auch fir die
Lebenspartnerrente.
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6.3.1

6.3.2

6.3.3

Grunddeckung

Der Anspruch auf die Lebenspartnerrente entsteht, wenn eine unverheiratete versicherte
Person stirbt und einen Lebenspartner hinterlasst, der in diesem Zeitpunkt
o flir den Unterhalt eines oder mehrerer gemeinsamer Kinder aufkommen muss; oder

e das 45. Altersjahr zurtickgelegt hat und die Lebenspartnerschaft mindestens finf Jahre
gedauert hat.

Ist keine dieser beiden Voraussetzungen erfillt, wird eine einmalige Abfindung in der Héhe
von drei Jahresrenten ausgerichtet.
Der Rentenanspruch fallt weg, wenn die anspruchsberechtigte Person heiratet oder stirbt.

Erweiterte Deckung

Der Anspruch auf die Lebenspartnerrente entsteht, wenn eine unverheiratete versicherte
Person stirbt und einen Lebenspartner hinterlasst.

Der Rentenanspruch fallt weg, wenn die anspruchsberechtigte Person vor dem 45. Altersjahr
heiratet oder wenn sie stirbt. Bei Heirat vor dem 45. Altersjahr wird eine einmalige Abfindung in
der Hohe von drei Jahresrenten ausgerichtet.

Anspruchsbegriindende Lebenspartnerschaft
Eine anspruchsbegriindende Lebenspartnerschaft liegt vor, wenn im Zeitpunkt des Todes
e beide Lebenspartner unverheiratet und nicht miteinander verwandt sind und

e sie nichtim Sinne des Bundesgesetzes Uber die eingetragene Partnerschaft
gleichgeschlechtlicher Paare vom 18.06.2004 eingetragen sind und

e sie in den letzten finf Jahren bis zum Tod der versicherten Person ununterbrochen
einen gemeinsamen Haushalt an demselben amtlich bestatigten Wohnsitz in einer
festen Zweierbeziehung gefuihrt haben (sofern und solange die gesundheitliche
Situation dies zuliess) oder der hinterbliebene Lebenspartner von der versicherten
Person in erheblichem Masse unterstitzt worden ist. Ein steuerlich anerkannter
Wochenaufenthalt ist dem amtlichen Wohnsitz gleichgestellit.

Der Anspruch besteht auch, wenn der hinterbliebene Lebenspartner fir den Unterhalt eines
oder mehrerer gemeinsamer Kinder aufkommen muss.

Eine anspruchsbegriindende Lebenspartnerschaft ist auch unter gleichgeschlechtlichen
Personen mdglich.

Das Vorliegen einer anspruchsbegriindenden Lebenspartnerschaft ist mittels schriftlicher
Bestatigung festzuhalten und der Stiftung spéatestens drei Monate nach dem Todestag der
versicherten Person zu melden.
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6.3.4 Hohe der Lebenspartnerrente
Die Hohe der Lebenspartnerrente entspricht derjenigen der Ehegattenrente.

Die Bestimmungen gemass Kapitel 6.2.4 gelten sinngemass auch fir die Lebenspartnerrente.
Anstelle des Zeitpunkts der Eheschliessung gilt dabei der Beginn der Lebensgemeinschaft.

Es kommt héchstens eine Lebenspartnerrente zur Auszahlung. Erfullen mehrere Personen die
Voraussetzungen gemass Kapitel 6.3.3, kann die Lebenspartnerrente aufgeteilt werden.

6.4 Waisenrente

Der Anspruch auf Waisenrente entsteht, wenn die versicherte Person stirbt und rentenberechtigte Kinder
gemass Kapitel 11.7 hinterlasst.

Der Rentenanspruch fallt weg, wenn die Voraussetzungen fur die Rentenberechtigung gemass Kapitel 11.7
nicht mehr erfullt sind.

Die Hohe der jahrlichen Waisenrente ist im Vorsorgeplan festgelegt. Bei Vorsorgelésungen nach BVG
entspricht ihre Mindesththe vor Erreichen des Schlussalters 20% der jahrlichen Invalidenrente nach BVG.
Im Todesfall nach der Pensionierung betragt die Waisenrente 20% der gesetzlichen Altersrente.

6.5 Todesfallkapital

Der Anspruch auf das Todesfallkapital entsteht, wenn die versicherten Personen bzw. Bezliger von
Invalidenrenten vor der Pensionierung sterben.

Die Hohe des Todesfallkapitals ist im Vorsorgeplan festgehalten. Ein zusétzliches Todesfallkapital kann
maximal 500% des AHV-Lohnes betragen, sofern eine zusatzliche Ehegatten- oder Lebenspartnerrente
versichert ist, bzw. 1000% des AHV-Lohnes, sofern keine zusatzliche Ehegatten- oder Lebenspartnerrente
versichert ist.

Wurden personliche Einkaufe fir die vorzeitige Pensionierung geleistet, wird das daraus resultierende
Altersguthaben, unter Bertcksichtigung einer allfalligen Verminderung infolge von Vorbeziigen im Rahmen
der Wohneigentumsférderung, Auszahlungen infolge Ehescheidung oder teilweisen vorzeitigen Beziigen
der Altersleistungen, als zusatzliches Todesfallkapital ausgerichtet.

6.6 Beglnstigungsordnung
Anspruch auf das volle Todesfallkapital haben, unabh&ngig vom Erbrecht:

a) der Ehegatte der versicherten Person;
bei dessen Fehlen

b) die rentenberechtigten Kinder geméss Kapitel 11.7;
bei deren Fehlen

¢) die nattrlichen Personen, die von der versicherten Person in erheblichem Masse unterstiitzt
worden sind oder die unverheiratete Person, die mit der unverheirateten versicherten Person in
den letzten finf Jahren bis zu ihrem Tod ununterbrochen eine Lebensgemeinschaft gefihrt hat;
bei deren Fehlen

d) die Ubrigen Kinder der versicherten Person;
bei deren Fehlen

e) die Eltern oder Geschwister der versicherten Person.
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Sind keine der unter lit. a bis e erwadhnten Personen vorhanden, wird das halbe Todesfallkapital an die
Ubrigen gesetzlichen Erben zu gleichen Teilen, unter Ausschluss des Gemeinwesens, ausgerichtet.

Nicht ausbezahlte Todesfallkapitalien fallen an die Stiftung.
Das Todesfallkapital fallt nicht in den Nachlass der verstorbenen Person.

Die versicherte Person kann in einer Beglnstigungserklarung eine von der Reihenfolge nach lit. b bis e
abweichende Zuweisung vornehmen, sofern der Vorsorgezweck dadurch besser erfillt ist. Die Unterschrift
der versicherten Person ist auf der Begunstigungserklarung amtlich beglaubigen zu lassen. Bis zum
31.12.2019 eingereichte Beglnstigungserklarungen behalten auch ohne amtliche Beglaubigung der
Unterschrift des Versicherten ihre Giltigkeit. Die spezielle Regelung kann von der versicherten Person
jederzeit schriftlich und mit amtlicher Beglaubigung widerrufen werden. Eine neue Meldung ersetzt friihere
Erklarungen. Ein Anspruch nach Erbrecht besteht nicht. Die Leistungen fallen den Anspruchsberechtigten
auch dann zu, wenn sie die Erbschaft ausschlagen.

Hat die versicherte Person in der Beglnstigungserklarung die Aufteilung unter mehreren Beglinstigten
derselben Kategorie nicht geregelt, erfolgt die Aufteilung zu gleichen Teilen.

7 Allgemeine Bestimmungen uber die Vorsorgeleistungen

7.1 Sicherheitsfonds

Die Stiftung ist von Gesetzes wegen dem Sicherheitsfonds angeschlossen.

Die Finanzierung der fur den Sicherheitsfonds bestimmten Beitrage wird im Vorsorgeplan geregelt.
7.2 Ruckerstattung zu Unrecht bezogener Leistungen

Zu Unrecht bezogene Leistungen sind vom Leistungsempfanger zuriickzuerstatten.

Die Stiftung kann verlangen, dass die zu Unrecht bezogenen Leistungen bis zur Rickerstattung
angemessen (mindestens zum BVG-Mindestzinssatz) zu verzinsen sind. Der Rickforderungsanspruch
erlischt drei Jahre, nachdem die Stiftung davon Kenntnis erhalten hat, spatestens aber mit Ablauf von flnf
Jahren seit der Auszahlung der Leistung. Wird der Riickforderungsanspruch aus einer strafbaren Handlung
hergeleitet, fur welche das Strafrecht eine langere Verjahrungsfrist festsetzt, so ist diese Frist massgebend.

Die Stiftung kann die Rickerstattung unrechtmassig bezogener Leistungen auch verlangen, wenn der
Leistungsempfanger in gutem Glauben war. Auf die Rickforderung unrechtméssig bezogener Leistungen
kann verzichtet werden, wenn dies ansonsten zu einer grossen Hérte im Sinne von Artikel 5 ATSV fihren
wirde.

7.3 Anpassung an die Preisentwicklung

Die gesetzlichen Hinterlassenen- und Invalidenrenten, deren Laufzeit drei Jahre Uberschritten haben,
werden bis zum Erreichen des BVG-Referenzalters nach Anordnung des Bundesrates der
Preisentwicklung angepasst.

Die Hinterlassenen- und Invalidenrenten, die nicht nach obigem Abschnitt angepasst werden missen,
sowie die Altersrenten werden entsprechend der finanziellen Mdglichkeiten der Stiftung der
Preisentwicklung angepasst. Der Stiftungsrat entscheidet jahrlich dartuber, ob und in welchem Ausmass
die Renten angepasst werden.
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7.4 Koordination mit der Unfall- und Militarversicherung
Der Anspruch auf Hinterlassenen- und Invalidenleistungen besteht geméass Vorsorgeplan.

Ist ein Unfallversicherer gemass Unfallversicherungsgesetz (UVG) oder die Militarversicherung gemass
Militarversicherungsgesetz (MVG) leistungspflichtig, werden die aus diesem Vorsorgereglement falligen
Ehegatten-, Waisen-, Invaliden- und Invaliden-Kinderrenten grundsétzlich auf das gesetzliche Minimum
begrenzt, sofern im Vorsorgeplan nicht eine weitergehende Deckung vorgesehen ist. Ferner besteht auf
diese Renten nur soweit Anspruch, als die Leistungen aus der beruflichen Vorsorge zusammen mit den
anderen anrechenbaren Leistungen gemass Kapitel 7.5 dieses Vorsorgereglements 90% des mutmasslich
entgangenen Verdienstes nicht Ubersteigen. Des Weiteren gelten fir die Koordination
Kapitel 7.5 dieses Vorsorgereglements sowie Art. 24ff BVV2.

Ein allfalliger Anspruch auf Invaliden- und Invaliden-Kinderrenten entsteht frilhestens, wenn der
Unfallversicherer oder die Militarversicherung die Taggeldleistungen eingestellt und durch eine
Invalidenrente abgel6st hat.

Bei Zusammentreffen von Unfall und Krankheit gilt diese Regelung nur fir den Teil, der auf den Unfall
zurlickzufiihren ist.

Leistungskirzungen oder -verweigerungen der Unfall- oder Militarversicherung infolge schuldhaften
Herbeifihrens des Vorsorgefalles oder infolge Erreichen des Rentenalters werden nicht ausgeglichen.
Kirzungen gemass Art. 20 Abs. 2ter UVG werden ebenfalls nicht ausgeglichen.

Die Einschrankungen gemass Abschnitt 2 dieses Kapitels gelten nicht fir versicherte Personen, die dem
UVG nicht unterstellt sind und als solche besonders angemeldet wurden. Fehlt eine solche Meldung,
werden bei Unfall nur die gesetzlichen Mindestleistungen erbracht.

Im Vorsorgeplan kann eine weitergehende Unfalldeckung vereinbart werden unter Anwendung von
Kapitel 7.5.
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7.5 Verhaltnis zu Versicherungsleistungen generell

Die Stiftung kirzt die Hinterlassenen- und Invaliditatsleistungen, soweit diese zusammen mit den im
folgenden Abschnitt anrechenbaren Einkinften 90% des mutmasslich entgangenen Verdienstes
Ubersteigen.

Anrechenbar sind folgende Einkinfte und Leistungen im Zeitpunkt der Kiirzungsfrage, insbesondere

e Hinterlassenen- und Invalidenleistungen, die von in- und ausléndischen
Sozialversicherungen und Vorsorgeeinrichtungen der leistungsberechtigten Person
aufgrund des schadigenden Ereignisses ausgerichtet werden
Taggelder aus obligatorischen Versicherungen.

Taggelder aus freiwilligen Versicherungen, wenn diese mindestens zur Halfte vom
Arbeitgeber finanziert werden.

e das weiterhin erzielte oder zumutbarerweise noch erzielbare Erwerbs- oder

Ersatzeinkommen von invaliden Versicherten.

Die Hinterlassenenleistungen an den Ehegatten, an den Uberlebenden eingetragenen Partner oder den
Lebenspartner und an die Waisen werden zusammengerechnet.

Folgende Leistungen und Einkinfte werden nicht angerechnet:

e Hilflosen- und Integritatsentschadigungen, Abfindungen, Assistenzbetrage und ahnliche
Leistungen

e  Zusatzeinkommen, das wahrend der Teilnahme an Massnahmen zur
Wiedereingliederung nach Artikel 8a IVG erzielt wird.

Bezieht eine versicherte Person nach dem Referenzalter weiterhin Leistungen der Unfall- oder der
Militarversicherung, kirzt die Stiftung ihre Leistungen, soweit sie zusammen mit anderen anrechenbaren
Einklnften 90% desselben anrechenbaren Lohnes Ubersteigen. Nach Erreichen des AHV-Referenzalters
von bisherigen Invalidenrentnern gelten auch Altersleistungen in- und auslandischer Sozialversicherungen
und von Vorsorgeeinrichtungen als anrechenbare Einklnfte.

Im Ubrigen finden die gesetzlichen Bestimmungen zur Kiirzung der Leistungen bei Vorsorgeausgleich
infolge Ehescheidung Anwendung.

Die Stiftung kirzt ihre Vorsorgeleistungen im entsprechenden Umfang, wenn die AHV/IV eine Leistung
kiurzt, entzieht oder verweigert, weil die anspruchsberechtigte Person den Tod oder die Invaliditat durch
schweres Verschulden herbeigefiihrt hat oder sich einer Eingliederungsmassnahme der 1V widersetzt.

Vorsorgeleistungen, die nicht an Anspruchsberechtigte im Sinne dieses Vorsorgereglements ausbezahlt
werden kénnen, fallen der Stiftung zu und werden fir Vorsorgezwecke verwendet.

Die Stiftung kann die Voraussetzungen und den Umfang einer Kiirzung jederzeit tberprifen und ihre
Leistungen anpassen, wenn die Verhaltnisse sich wesentlich &ndern.
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7.6  Subrogation

Gegenilber einem Dritten, der fur den Vorsorgefall haftet, tritt die Stiftung im Namen des Vorsorgewerkes
im Zeitpunkt des Ereignisses bis auf die Hohe der gesetzlichen Leistungen in die Anspriiche der
versicherten Person, ihrer Hinterlassenen und weiterer Begunstigten nach diesem Reglement ein.

7.7 Auszahlung der Vorsorgeleistung

Die reglementarischen Leistungen werden erst ausbezahlt, wenn die Anspruchsberechtigten alle
Unterlagen beigebracht haben, welche die Stiftung zur Begriindung des Anspruchs benétigt. Insbesondere
kann die Auszahlung der Renten von einem Lebensnachweis abhangig gemacht werden. Soweit die
Leistungen verpfandet sind, ist fir die Auszahlung die schriftiche Zustimmung des Pfandglaubigers
erforderlich.

Die Auszahlung der falligen Renten erfolgt monatlich zum Voraus auf den Monatsersten.
Beginnt die Leistungspflicht wahrend eines Monats, wird ein entsprechender Teilbetrag ausgerichtet.

L&st eine Hinterlassenenrente eine bereits laufende Rente ab, wird die neue Rente erstmals zu Beginn des
folgenden Monats ausbezahlt.

Die Stiftung schuldet auf Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenrenten erst bei Anhebung einer Betreibung
oder bei Klageerhebung einen Verzugszins. Bei Kapitalzahlung von Alters-, Hinterlassenen- und
Invalidenleistungen schuldet die Stiftung ab 30 Tagen nach Erhalt aller notwendigen Informationen zur
Abklarung und Abwicklung des Leistungsanspruchs, jedoch frihestens 30 Tage ab Falligkeit einen
Verzugszins. Der Verzugszins entspricht dem BVG-Mindestzinssatz.

Die Stiftung stellt ab dem Zeitpunkt, in dem sie Kenntnis dartber erhalt, dass die IV-Stelle gestiitzt auf Art.
52a ATSG die vorsorgliche Einstellung der Zahlung der Invalidenrente verfiigt hat, die Zahlung der
Invaliditatsleistungen ebenfalls vorsorglich ein.

Befindet sich eine versicherte Person mit regelméssig zu erbringenden Unterhaltszahlungen in Verzug und
wurde dies der Stiftung durch die Fachstelle der Inkassohilfe im Rahmen von Art. 40 BVG gemeldet,
erbringt die Stiftung Kapitalleistungen im Alter, eine Barauszahlung der Freizlgigkeitsleistung von mehr als
CHF 1000 sowie einen Vorbezug frihestens 30 Tage nach Zustellung der gesetzlichen Meldung an die
Fachstelle. Die Stiftung schuldet wahrend der Frist von 30 Tagen keinen Verzugszins. Die Stiftung ist
zudem verpflichtet, eine Verpfandung gemass Kapitel 11.3 oder eine Pfandverwertung der Fachstelle zu
melden.

7.8 Kapitalabfindung bzw. Kapitalbezug

Versicherte Personen bzw. Beziiger von Invalidenrenten haben per Pensionierung die Moglichkeit, das
Altersguthaben ganz oder teilweise als Kapital zu beziehen. Sie haben vor der ersten Rentenzahlung eine
entsprechende schriftliche Erklarung abzugeben. Das BVG-Altersguthaben wird proportional zum
Kapitalbezugsgrad ausgebaut.

Wurden Einkaufe getatigt, dirfen die daraus resultierenden Altersleistungen innerhalb der nachsten drei
Jahre nur in Rentenform bezogen werden.

Im Ausmass des Kapitalbezugs entfallen die Anspriiche auf Rentenleistung.

Ist die versicherte Person verheiratet oder lebt sie in einer eingetragenen Partnerschatft, ist der ganze oder
teilweise Kapitalbezug des Altersguthabens nur zuldssig, wenn der Ehegatte bzw. der Lebenspartner in
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eingetragener Partnerschaft seine schriftiche Zustimmung gibt. Der Stiftungsrat kann einen Betrag
festlegen, ab welchem die Unterschriften amtlich oder notariell beglaubigt werden missen. Kann die
versicherte Person die Unterschrift nicht einholen oder wird sie ihr verweigert, kann sie das Gericht anrufen.
Die Stiftung schuldet auf dem Alterskapital so lange keinen Zins, als die versicherte Person die Zustimmung
nicht beibringt.

Der anspruchsberechtigte Ehegatte oder Lebenspartner kann an Stelle der Rente eine Kapitalabfindung
verlangen. Er hat vor der ersten Rentenzahlung eine entsprechende schriftliche Erklarung abzugeben.

Die Kapitalabfindung entspricht dem Barwert der falligen Rente, vermindert um 3% fur jedes ganze und
angebrochene Jahr, um welches die anspruchsberechtigte Person jinger als 45 Jahre ist. Sie entspricht
im Minimum vier Jahresrenten, mindestens aber dem vorhandenen Altersguthaben.

Ist zusatzlich zur Ehegatten- oder Lebenspartnerrente ein eigenstandiges Todesfallkapital versichert, wird
dieses als zusatzliches Todesfallkapital ausbezahlt.

Der geschiedene Ehegatte kann eine Kapitalabfindung nach den gleichen Regeln verlangen wie der
Uberlebende Ehegatte.

Betragt im Zeitpunkt des Rentenbezugs die jahrliche Altersrente oder die bei voller Invaliditat
auszurichtende Invalidenrente weniger als 10%, die Ehegatten- oder Lebenspartnerrente weniger als 6%
und eine Kinderrente weniger als 2% der minimalen AHV-Altersrente, wird an Stelle der Rente das Kapital
ausgerichtet.

Mit der Ausrichtung der Kapitalabfindung gelten die entsprechenden reglementarischen
Vorsorgeleistungen als abgegolten.
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8 Austritt

8.1 Austritt aus der Personalvorsorge

Eine versicherte Person scheidet aus der Personalvorsorge aus, wenn sie die Aufnahmebedingungen
gemass Vorsorgeplan nicht mehr erfillt und kein Vorsorgefall eingetreten ist, insbesondere bei Auflésung
des Arbeitsverhaltnisses.

Die ausscheidende versicherte Person hat Anspruch auf eine Freizugigkeitsleistung, sofern ein
Altersguthaben vorhanden ist. Diese wird nach den Bestimmungen des Bundesgesetzes Uber die
Freizugigkeit in der beruflichen Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (FZG) berechnet. Das
Vorsorgewerk ist im Sinne dieses Gesetzes eine Beitragsprimatkasse.

8.2 Ho6he der Freizigigkeitsleistung

Die Freizlgigkeitsleistung entspricht dem bis zum Austritt erworbenen Altersguthaben, inklusive den
eingebrachten Freizigigkeitsleistungen aus friiherer Vorsorge, den geleisteten Beitragen fir den Einkauf
von Beitragsjahren, sonstigen Einlagen und Zinsen.

Die Freizugigkeitsleistung hat mindestens dem Anspruch nach Art. 17 FZG zu entsprechen.
Die Freizugigkeitsleistung muss ferner mindestens dem Altersguthaben nach Art. 15 BVG entsprechen.

Die Freizlgigkeitsleistung wird mit dem Austritt aus der Personalvorsorge fallig. Kann sie erst nach diesem
Zeitpunkt Gberwiesen werden, wird sie verzinst. Der Zinssatz richtet sich nach Art. 2 Abs. 3 und 4 FZG.

Die Stiftung erstellt fir die versicherte Person eine entsprechende Abrechnung Uber die Austrittsleistung.
Daraus ist die Hohe der Austrittsleistung nach Reglement, des Mindestbetrages (Art. 17 FZG) und des
Altersguthabens (Art. 15 BVG) ersichtlich.

8.3 Verwendung der Freiziigigkeitsleistung

Die Freizugigkeitsleistung wird gemass Angaben der versicherten Person an die Vorsorgeeinrichtung des
neuen Arbeitgebers lbertragen.

Kann die Freizlgigkeitsleistung weder auf eine andere Vorsorgeeinrichtung Ubertragen noch bar
ausbezahlt werden, wird sie im Einvernehmen mit der versicherten Person durch die Einzahlung auf ein
Freizlgigkeitskonto oder die Ausstellung einer Freiziigigkeitspolice sichergestellt. Andernfalls wird die
Freizlgigkeitsleistung friihestens sechs Monate, spatestens aber zwei Jahre nach dem Austritt an die
Stiftung Auffangeinrichtung BVG Uberwiesen.
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8.4 Barauszahlung
Die Freizugigkeitsleistung wird auf schriftliches Gesuch hin an die versicherte Person bar ausbezahlt, wenn

a) sie den Wirtschaftsraum Schweiz und Liechtenstein endgiiltig verlasst

b) sie eine selbsténdige Erwerbstatigkeit aufnimmt und der obligatorischen Vorsorge nicht mehr
untersteht, dabei muss die Barauszahlung innerhalb eines Jahres seit der Aufnahme der
selbstandigen Erwerbstatigkeit verlangt werden

c) die Freizligigkeitsleistung weniger als ein jahrlicher Beitrag der versicherten Person betragt.

Die versicherte Person hat das Gesuch ausreichend zu belegen. Die Stiftung proft die
Anspruchsberechtigung und kann von der versicherten Person allenfalls weitere Nachweise verlangen.

Ist die versicherte Person verheiratet, ist die Barauszahlung nur zulassig, wenn der Ehegatte schriftlich
zustimmt. Der Stiftungsrat kann einen Betrag festlegen, ab welchem die Unterschriften amtlich oder
notariell beglaubigt werden missen. Kann die versicherte Person die Unterschrift nicht einholen oder wird
sie ihr verweigert, kann sie das Gericht anrufen. Die Stiftung schuldet auf der Barauszahlung so lange
keinen Zins, als die versicherte Person die Zustimmung nicht beibringt.

Soweit die Freiziigigkeitsleistung verpfandet ist, ist fur die Barauszahlung die schriftliche Zustimmung des
Pfandglaubigers erforderlich.

Die versicherte Person, welche die Schweiz und das Firstentum Liechtenstein endgiiltig verlasst, kann die
Barauszahlung des BVG-Altersguthabens (Obligatorium) nicht verlangen, wenn sie fur die Risiken Alter,
Tod und Invaliditat nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates der EU, Islands oder Norwegens
weiterhin obligatorisch versichert ist. In der Uiberobligatorischen Vorsorge ist eine Barauszahlung weiterhin
maoglich.

Die Barauszahlung ist nicht zulassig, wenn die versicherte Person die Schweiz endglltig verlasst und neu
im Firstentum Liechtenstein wohnt.

8.5 Anderung des Beschaftigungsgrades

Bei einer Anderung des Beschéftigungsgrades bleibt das vorhandene Altersguthaben der versicherten
Person weiterhin vollumfanglich erhalten.

8.6 Nachdeckung

Nach dem Austritt bleibt der Vorsorgeschutz fur die Risiken Tod und Invaliditat bis zum Beginn eines neuen
Vorsorgeverhaltnisses, langstens wahrend eines Monates nach dem Austritt bestehen. Bereits
ausgerichtete Freizlgigkeitsleistungen werden angerechnet.
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9 Beitrage

9.1 Beitragspflicht

Die Beitragspflicht beginnt mit der Aufnahme der versicherten Person in das Vorsorgewerk.
Die Beitragspflicht endet:

. mit der Falligkeit der gesamten Altersleistungen. Wird das Arbeitsverhéltnis im Einvernehmen mit
dem Arbeitgeber Uiber das Referenzalter hinaus fortgesetzt und die Vorsorge gemass Art. 4.1.4
weitergefuhrt, werden die Sparbeitrége bis zur effektiven Pensionierung weiter erhoben.

o mit dem Tod der versicherten Person.

. spatestens jedoch mit dem vorzeitigen Ausscheiden aus dem Vorsorgewerk infolge Austrittes oder
voraussichtlich dauernder Unterschreitung des reglementarischen Mindestlohnes.

Vorbehalten bleibt eine allfallige Beitragsbefreiung bei Invaliditét.

Die Beitrage der versicherten Personen werden durch den Arbeitgeber vom Lohn abgezogen und der
Stiftung zusammen mit den Beitrdgen des Arbeitgebers Uberwiesen.

Der Arbeitgeber erbringt seine Beitrdge aus eigenen Mitteln oder hierfir geaufneten Arbeitgeber-
beitragsreserven.

9.2 Hohe der Beitrage

Die H6he und Zusammensetzung der durch die versicherte Person zu erbringenden Beitrdge sind im
Vorsorgeplan festgehalten. Der Beitrag des Arbeitgebers muss mindestens gleich hoch sein wie die
gesamten Beitrage aller versicherten Personen.

9.3 Einkauf von Beitragsjahren

Die versicherte Person, welche fir das Alter versichert ist, kann sich jederzeit im Rahmen der gesetzlichen
Bestimmungen mittels personlicher Einkaufe in die reglementarischen Leistungen einkaufen. Diese
Einkaufe werden dem Uberobligatorischen Altersguthaben gutgeschrieben. Ob eine Rickgewéhr auf den
Einkaufen besteht, ist im Vorsorgeplan festgehalten.

Der maximal mdgliche Einkaufsbetrag entspricht der Differenz zwischen dem maximal
mdoglichen Altersguthaben gemass Vorsorgeplan und dem vorhandenen Altersguthaben unter Anrechnung
aller vorhandenen, nicht in die Stiftung (bertragenen Freiziigigkeitsguthaben aus friheren
Vorsorgeverhaltnissen und Guthaben in der Saule 3a, soweit letztere den Héchstbetrag gemass Art. 60a
Abs. 2 BVV2 Ubersteigen.

Das maximal mogliche Altersguthaben entspricht dem Altersguthaben, das gemass Vorsorgeplan bei
luckenloser Beitragsdauer und dem aktuellen versicherten Lohn bis zum Zeitpunkt des Einkaufs erreichbar
ware. Die Berechnung erfolgt unter Beriicksichtigung eines Zinssatzes von maximal 2% in Abhangigkeit
des Vorsorgeplans.

Wurden Vorbezige fir die Wohneigentumsforderung getétigt, dirfen freiwillige Eink&ufe erst
vorgenommen werden, wenn die Vorbeziige zuriickbezahlt sind. Ausnahme bildet der Wiedereinkauf im
Rahmen der Ehescheidung nach Kapitel 11.6 Abschnitt 3.
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Bei Personen, die aus dem Ausland zuziehen und die noch nie einer Vorsorgeeinrichtung in der Schweiz
angehort haben, darf in den ersten flinf Jahren nach Eintritt in die Stiftung die jahrliche Zahlung in Form
eines Einkaufs 20% des reglementarischen versicherten Lohnes nicht Uberschreiten.

Nach Ablauf der finf Jahre kann sich die versicherte Person in die vollen reglementarischen Leistungen
einkaufen.

Im Ubrigen gelten die Bestimmungen von Art. 1 Abs. 2 und 3 BVG und die Einkaufsbeschrankungen
gemass Art. 79b und 79c BVG. Fur die Einhaltung der gesetzlichen Einkaufsbestimmungen hat die
versicherte Person der Stiftung vor dem Einkauf eine entsprechende schriftliche Erklarung und allenfalls
notwendige Unterlagen abzugeben.

Die personlichen Einlagen kdnnen grundsétzlich vom steuerbaren Einkommen bei Bund, Kanton und
Gemeinde abgezogen werden. Die Stiftung garantiert jedoch keine Abzugsmoglichkeit der an sie
Uberwiesenen Einlagen. Die steuerrechtlichen Folgen eines Einkaufs sind vom Versicherten selbst
abzuklaren.

Wurden personliche Einkéufe getéatigt, dirfen die daraus resultierenden Leistungen innerhalb der nachsten
drei Jahre nicht in Kapitalform aus der Vorsorge zurlickgezogen werden.

Die versicherte Person kann tber den Einkauf in die vollen reglementarischen Leistungen bei ordentlicher
Pensionierung hinaus zusatzlich jederzeit Einkaufe tatigen, um Kirzungen der Altersleistungen bei einer
vorzeitigen Pensionierung ganz oder teilweise auszugleichen. Die zusétzlichen Beitrage fur die
Finanzierung der vorzeitigen Pensionierung ist nur moéglich, wenn der Arbeitnehmer keine fehlenden
Beitragsjahre aufweist, d.h. im normalen Referenzalter voll ausfinanziert ist.

Bei einem Verzicht auf den vorzeitigen Altersriicktritt darf das reglementarische Leistungsziel hochstens
um 5% Uberschritten werden. Bei Uberschreitung wird das Altersguthaben nicht mehr verzinst und es sind
keine Sparbeitrage mehr zu leisten. Ist das reglementarische Leistungsziel bei Falligkeit immer noch
Uberschritten, fallt der Ubersteigende Teil an die Stiftung.

Arbeitet die versicherte Person Uber das Referenzalter weiter und schiebt den Bezug der Altersleistungen
bis zur Aufgabe der Erwerbstatigkeit, langstens bis zum vollendeten 70. Altersjahr auf
(Kapitel 4.1.4), kann sie sich auch nach dem Referenzalter in die reglementarischen Leistungen einkaufen,
sofern im Zeitpunkt des Referenzalters noch Einkaufsliicken bestanden.

Allféllige Einkaufslicken entsprechen der Differenz zwischen dem maximal mdglichen Altersguthaben
gemass Vorsorgeplan im Zeitpunkt des Referenzalters und dem effektiv vorhandenen Altersguthaben im
Zeitpunkt des geplanten Einkaufs (inkl. allfallige nach dem Referenzalter geleisteten ordentlichen Beitrage).
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10 Organisation der Stiftung
10.1 Personalvorsorge-Kommission

Der Personalvorsorge-Kommission obliegt die Leitung des Vorsorgewerkes nach Massgabe des
Organisationsreglements der Stiftung. Sie setzt sich aus mindestens zwei Mitgliedern zusammen.

Arbeitgeber und Arbeitnehmer haben das Recht, die gleiche Anzahl Vertreter in die Personalvorsorge-
Kommission zu entsenden.

Die Arbeitnehmer wahlen ihre Vertreter aus dem Kreis der versicherten Personen.
10.2 Stiftungsrat

Der Stiftungsrat ist das oberste Organ der Stiftung und setzt sich paritatisch, aus mindestens sechs
versicherten Personen, zusammen. Die Aufgaben der Ausschisse sind im Organisation- und
Anlagereglement definiert.

Der Stiftungsrat trifft die zur Erreichung des Stiftungszweckes notwendigen Massnahmen und sorgt dafr,
dass die gesetzlichen, statuarischen und reglementarischen Bestimmungen auch durch die
Personalvorsorge-Kommission eingehalten werden. Er legt das Stiftungsvermégen nach den Grundsétzen
der Sicherheit, marktgerechter Ertrdge und angemessener Risikoverteilung an.

Die Einzelheiten betreffend Zusammensetzung und Wahl sowie Organisation des Stiftungsrates richten
sich nach der Stiftungsurkunde, dem Wahlreglement und dem Organisationsreglement der Stiftung.

10.3 Geschéftsstelle

Die Geschéftsstelle ist fur die operative Fihrung der Stiftung verantwortlich und der Geschéftsfihrer
rapportiert dem Stiftungsrat.

10.4 Schweigepflicht

Die Mitglieder der Personalvorsorge-Kommission und alle anderen Personen, die an der Durchfiihrung, der
Kontrolle oder der Beaufsichtigung der Stiftung beteiligt sind, unterliegen hinsichtlich der persénlichen und
finanziellen Verhaltnisse der versicherten Personen und des Arbeitgebers der Schweigepflicht. Ausnahmen
sind in den Verordnungen und Weisungen des Bundesrates geregelt.

Personliche Daten der versicherten Person, die fir die Durchfihrung ihrer beruflichen Vorsorge erforderlich
sind, kdnnen an Mit- und Ruckversicherer weitergegeben werden.

Die Stiftung trifft die notwendigen Massnahmen, um den Datenschutz zu gewdhrleisten. Weitere
Informationen zum Datenschutz kdénnen der auf der Website veroffentlichten Datenschutzerklarung
entnommen werden.
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11 Weitere Bestimmungen
11.1 Verwendung von Uberschiissen und Ertragen

Ein allfalliger Anspruch auf Uberschussbeteiligung aus Kollektiv-Versicherungsvertragen wird den Freien
Mitteln der Stiftung gutgeschrieben.

Der Stiftungsrat entscheidet nach Massgabe der finanziellen Lage im Rahmen der gesetzlichen
Bestimmungen Uber die Verwendung der erzielten Ertrage zu Gunsten der versicherten Personen.

11.2 Massnahmen bei Unterdeckung

Eine Unterdeckung liegt vor, wenn am Bilanzstichtag das Vorsorgekapital nicht durch das daftir verfligbare
Vorsorgevermdgen gedeckt ist. Die Berechnungsformel ist im Anhang zu Art. 44 Abs. 1 BVV2 geregelt.

Der Stiftungsrat stellt sicher, dass die reglementarischen Leistungen jederzeit erflllt werden kénnen. Bei
Vorliegen einer Unterdeckung regelt der Stiftungsrat — basierend auf den gesetzlichen Bestimmungen —
die zur Behebung der Deckungsliicke geeigneten Sanierungsmassnahmen.

Daruber hinaus kénnen im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen Sanierungsbeitrage vom Arbeitgeber
und den versicherten Personen erhoben werden sowie die Verzinsung der reglementarischen
Altersguthaben gesenkt werden.

Wahrend der Dauer der Unterdeckung kann die Stiftung die Auszahlung des Vorbezugs im Rahmen der
Wohneigentumsférderung zeitlich und betragsmassig einschranken oder ganz verweigern, wenn der
Vorbezug der Riickzahlung von Hypothekardarlehen dient.

11.3 Wohneigentumsfdrderung

Die versicherte Person kann bis drei Jahre vor Entstehen des Anspruchs auf Altersleistungen die
Auszahlung eines Betrages fir Wohneigentum zum eigenen Bedarf geltend machen.

Sie kann bis zum gleichen Termin ihren Anspruch auf Vorsorge- oder Freizlgigkeitsleistungen fir
Wohneigentum zum eigenen Bedarf verpfanden.

Vorbezug und Verpfandung richten sich nach den gesetzlichen Bestimmungen sowie nach dem Reglement
Wohneigentumsférderung.

Beim Vorbezug wird das Altersguthaben vermindert. In erster Linie werden dabei allfallige Einkaufe fur den
Ausgleich einer vorzeitigen Pensionierung verwendet. Die vom Altersguthaben abhéngigen Leistungen
werden entsprechend reduziert. Bei einer Verpfandung ergeben sich keine Leistungskirzungen. Eine
Pfandverwertung hat hingegen die gleiche Wirkung wie ein Vorbezug.

11.4 Abtretung und Verpfandung

Der Anspruch auf Leistungen der Stiftung kann vor Falligkeit weder abgetreten noch verpfandet werden.
Vorbehalten bleiben die Bestimmungen von Kapitel 11.3 dieses Reglements.

11.5 Verrechnung

Der Anspruch auf Leistungen der Stiftung kann mit Forderungen, die der Arbeitgeber dem Vorsorgewerk
abgetreten hat, verrechnet werden, sofern sie sich auf Beitrdge beziehen, die der versicherten Person nicht
vom Lohn abgezogen worden sind.
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11.6 Ehescheidung

Bei Ehescheidung oder bei gerichtlicher Auflésung einer eingetragenen Partnerschaft nach
schweizerischem Recht befindet das zustéandige Gericht Giber die Anspriiche der Ehegatten auf einen Teil
der wahrend der Ehe bis zur Einleitung des Scheidungsverfahrens erworbenen Vorsorgeanspriiche.

Hohe und Verwendung der zu Ubertragenden Vorsorgeanspriiche richten sich nach dem rechtskraftigen
und vollstreckbaren Gerichtsurteil eines schweizerischen Gerichts. Wird das Altersguthaben durch die
Ubertragung eines Teils der Austrittsleistung vermindert und sind geméss Vorsorgeplan einzelne oder alle
Leistungen davon abhé&ngig, fihrt dies zu einer entsprechenden Reduktion dieser Leistungen. In erster
Linie werden dabei allfallige Einkaufe fur den Ausgleich einer vorzeitigen Pensionierung verwendet. Die
vom Altersguthaben abhéngigen Leistungen werden entsprechend reduziert.

Die versicherte Person hat die Méglichkeit, sich im Umfang der tUbertragenen Freiziigigkeitsleistung wieder
einzukaufen. lhre Vorsorgeleistungen werden dadurch entsprechend erhdht. Die wieder einbezahlten
Betrage werden im gleichen Verhéltnis wie bei der Belastung dem BVG-Altersguthaben gutgeschrieben.
Kein Anspruch auf Wiedereinkauf besteht nach der Ubertragung geméss Art. 124 Abs. 1 ZGB fiir invalide
Versicherte.

Betrage, die im Rahmen eines Vorsorgeausgleichs fiir die versicherte Person tiberwiesen wurden, werden
im Verhaltnis, in dem sie in der Vorsorge des verpflichteten Ehegatten belastet wurden, dem BVG-Alters-
guthaben gutgeschrieben.

Hat die Stiftung eine lebenslange Rente nach Art. 124 a ZGB zu U(bertragen, kann der
ausgleichsberechtigte Ehegatte schriftlich und unwiderruflich vor der ersten Renteniibertragung an deren
Stelle eine Uberweisung in Kapitalform beantragen. Die Kapitalisierung wird nach den im Zeitpunkt der
Rechtskraft des Scheidungsurteils gultigen Grundlagen gemdass Art. 19h FZV berechnet. Mit der
Uberweisung in Kapitalform sind samtliche Anspriiche des ausgleichsberechtigten Ehegatten gegeniiber
der Stiftung abgegolten.

Wurde infolge Zusammentreffens mit Leistungen der Unfall- oder Militarversicherung eine Invalidenrente
gekurzt, kann bei einer Scheidung vor dem reglementarischen Referenzalter der Betrag nach
Art. 124 Abs. 1 ZGB nicht fur den Vorsorgeausgleich verwendet werden. Der Betrag kann jedoch fur den
Vorsorgeausgleich verwendet werden, wenn die Invalidenrente ohne Anspruch auf Kinderrenten nicht
gekdrzt wirde.

Wird bei einer Scheidung eine Invalidenrente nach dem reglementarischen Referenzalter geteilt, wird der
Rentenanteil, der dem berechtigten Ehegatten zugesprochen wurde, bei der Berechnung einer allfalligen
Kirzung der Invalidenrente des verpflichteten Ehegatten weiterhin angerechnet.

Tritt beim verpflichteten Ehegatten wahrend des Scheidungsverfahrens der Vorsorgefall Alter ein oder
erreicht ein Invalidenrentner wahrend des Scheidungsverfahrens das reglementarische Referenzalter,
kurzt die Stiftung den nach Art. 123 ZGB zu Ubertragenden Teil der Austrittsleistung und die Rente. Die
Kirzung entspricht der Summe, um die die Rentenzahlungen bis zur Rechtskraft des Scheidungsurteils
tiefer ausgefallen wéren, wenn ihrer Berechnung ein um den Ubertragenen Teil der Austrittsleistung
vermindertes Guthaben zugrunde gelegt worden wére. Die Kirzung wird je halftig auf beide Ehegatten
verteilt.

Muss ein Teil der Altersrente im Rahmen eines Vorsorgeausgleichs bei Scheidung oder Auflésung einer
eingetragenen Partnerschaft geteilt werden, wird die laufende Rente um den vom Gericht zugesprochenen
Rentenanteil gekirzt. Allféallige zukinftige Leistungen im Zusammenhang mit der Altersrente werden auf
der Grundlage der gekirzten Rente berechnet.
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11.7 Rentenberechtigte Kinder
Als rentenberechtigte Kinder der versicherten Person gelten

e die leiblichen und adoptierten Kinder
e die gemass AHVI/IV rentenberechtigten Pflegekinder
e die ganz oder Uberwiegend unterhaltenen Stiefkinder.

Das Schlussalter fur die Rentenberechtigung des Kindes ist im Vorsorgeplan festgelegt.

Die Rentenberechtigung besteht uiber das Schlussalter des Kindes hinaus solange das Kind in Ausbildung
steht oder zumindest 70% invalid ist, langstens jedoch bis Vollendung des 25. Altersjahres.

Die Rentenberechtigung féllt weg, wenn das Kind stirbt.
11.8 Ubertragung der Anspriiche bei teilweiser oder vollstandiger Vertragsauflésung

Bei teilweiser oder vollstandiger Auflésung des Anschlussvertrages werden die Anspriche der
ausscheidenden versicherten Personen und der ausscheidenden Rentner an ihre neue
Vorsorgeeinrichtung ubertragen.

Erfolgt die Uberweisung nach dem Aufloésungsdatum, wird der dem BVG-Altersguthaben entsprechende
Teil der Anspriiche mit dem vom Bundesrat festgelegten Mindestzinssatz, die Ubrigen Mittel mit den von
der Stiftung festgelegten Zinsséatzen verzinst.

11.9 Teilliquidation

Im Falle einer Teil- oder Gesamtliquidation des Vorsorgewerkes gelten die Bestimmungen des separaten
Reglements Teil- und Gesamtliquidation von Vorsorgewerken.

11.10 Haftung

Die reglementarischen Vorsorgeleistungen der Stiftung werden aufgrund der dem Vorsorgewerk
gutgeschriebenen Vermoégensteile, des Vorsorgeplans sowie der durch die Versicherungsgesellschaft
aufgrund des Versicherungsvertrages gedeckten Vorsorgeleistungen erbracht.

Folgen, die sich aus der Verletzung von vertraglichen, reglementarischen oder gesetzlichen
Verpflichtungen des Arbeitgebers ergeben, gehen zu dessen Lasten.
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11.11 Gerichtsstand

Gerichtsstand ist der schweizerische Sitz oder Wohnsitz des Beklagten oder der Ort des Betriebes, bei
dem die versicherte Person angestellt wurde.

11.12 Licken im Vorsorgereglement

Durch dieses Vorsorgereglement nicht ausdricklich geregelte Falle werden von der Stiftung durch
sinngemésse Anwendung und unter Beachtung der gesetzlichen Vorschriften erledigt.

11.13 Vorsorgeplan

Die Personalvorsorge-Kommission nimmt den Erlass und die Anderungen des Vorsorgeplans unter
Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen und der vom Stiftungsrat definierten Rahmenbedingungen vor.
Diese treten grundsatzlich auf Beginn eines neuen Kalenderjahres in Kraft. Soweit im Vorsorgeplan die
Rentenumwandlungsséatze enthalten sind, kénnen diese durch den Stiftungsrat festgelegt und auch
jederzeit geandert werden.

11.14 Information

Auf der Internetseite der FUTURA Vorsorgestiftung (www.futura.ch) sind die Informationen bezlglich
Organisation der Stiftung und Zusammensetzung des Stiftungsrates jederzeit abrufbar. Die die versicherten
Personen betreffenden Daten sowie die Leistungsanspriiche, der koordinierte Lohn, der Beitragssatz und
das Altersguthaben sind auf dem persénlichen Ausweis ersichtlich.

Auf Anfrage hin sind den versicherten Personen die Jahresrechnung und der Jahresbericht auszuhandigen.
Ebenso hat ihnen die Stiftung auf Anfrage hin Informationen Gber den Kapitalertrag, den
versicherungstechnischen Risikoverlauf, die Verwaltungskosten, die Deckungskapitalberechnung, die
Reservebildung sowie den Deckungsgrad abzugeben.
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12 Schlussbestimmungen

12.1 Anpassungen des Reglements

Die Stiftung behalt das uneingeschrénkte, jederzeitige, einseitige Abéanderungsrecht dieses Reglements.
Anderungen dieses Reglements sind der BVG- und Stiftungsaufsicht zur Kenntnis zu bringen.

12.2 Inkrafttreten

Das vorliegende Reglement tritt per 1. Januar 2024 in Kraft und ersetzt die Ausgabe vom 1. Januar 2023.

Die versicherten Leistungen flur Invaliditatsfalle und daraus entstehende anwartschaftliche
Hinterlassenleistungen werden grundsétzlich nach dem beim Eintritt der Arbeitsunfahigkeit, welche zur
Invaliditéat gefuhrt hat, geltenden Vorsorgereglement und Vorsorgeplan bestimmt.

Bei einer allfaligen Anderung des Invaliditatsgrads im Sinne der IV einer per 1.1.2022 laufenden
Invalidenrente kommen fur die Invaliditétsleistungen, allfallige Invaliden-Kinderrenten, die
Altersgutschriften, die Beitragsbefreiung sowie die Lohnaufteilung und die Grenzbetrage gemass Kapitel
2.3 Abs. 2 im Hinblick auf die Leistungsbemessung die Kapital 5.7 und 5.12 zur Anwendung.

Bei Erreichen des Referenzalters werden die laufenden Invalidenrenten mit den Umwandlungsséatzen des
zu diesem Zeitpunkt giltigen Reglements in eine Altersrente umgewandelt. Ebenso gelten in Abweichung
zu dem im Zeitpunkt des Eintritts der Arbeitsunfahigkeit glltigen Vorsorgereglement die Bestimmungen in
den Artikeln 6.6, 7.2, 7.5, 7.7 Abs. 6 und 7, 7.8 Abs. 4, 11.8 und 12.1 dieses Reglements und aufgrund
gesetzlicher Anderungen.

Fir die im Sinne von Art. 23 BVG Invalidisierenden, bis 31.12.2023 eintretenden Arbeitsunfahigkeiten
kommt weiterhin das bisherige Reglement zur Anwendung. Dies sowohl in Bezug auf das reglementarische
Referenzalter wie auch die anwartschaftlichen Leistungen.

Leistungen fur laufende Hinterlassenrenten werden grundsétzlich nach dem beim Eintritt des Todes der
versicherten Person geltenden Vorsorgereglement und Vorsorgeplan abgewickelt. In Abweichung zu dem
im Zeitpunkt des Eintritts des Todes geltenden Vorsorgereglement gelten die Bestimmungen gemass den
Artikeln 7.2, 7.5, 11.8 und 12.1 dieses Reglements und aufgrund gesetzlicher Anderungen.

Leistungen fir laufende Altersrenten und daraus entstehende anwartschaftliche Hinterlassenleistungen
werden grundsatzlich nach dem bei Beginn des Anspruchs auf Altersleistungen geltenden
Vorsorgereglement und Vorsorgeplan abgewickelt. In Abweichung zu dem im Zeitpunkt des Beginns des
Anspruchs geltenden Vorsorgereglement gelten die Bestimmungen gemass den Artikeln 7.2, 7.5, 11.8 und
12.1 dieses Reglements und aufgrund gesetzlicher Anderungen.

Die Hohe der am 31. Dezember 2021 bereits laufenden Ehegatten- und Altersrenten erfahren keine
Anderung.
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1 Anhang: Umwandlungssatze

(Altersrente, 60% Ehegattenrente, 20% Kinderrente)

58
59
60
61
62
63
64

64.25 | 5.4875
64.50 | 5.5250
64.75 | 5.5625

65
66
67
68
69

70

4.70
4.80
4.90
5.00
5.15
5.30
5.45

5.60
5.75
5.90
6.05
6.20
6.35

4.80
4.90
5.00
5.15
5.30
5.45
5.60
5.6375
5.6750
5.7125
5.75
5.90
6.05
6.20
6.35
6.50

4.50
4.60
4.70
4.80
4.95
5.10
5.25
5.2875
5.3250
5.3625
5.40
5.55
5.70
5.85
6.00
6.15

4.56
4.66
4.76
4.91
5.06
5.21
5.36
5.3975
5.4350
5.4725
5.51
5.66
5.81
5.96
6.11
6.26

4.40
4.50
4.60
4.70
4.85
5.00
5.15
5.1875
5.2250
5.2625
5.30
5.45
5.60
5.75
5.90
6.05

4.42
4.52
4.62
4.77
4.92
5.07
5.22
5.2575
5.2950
5.3325
5.37
5.52
5.67
5.82
5.97
6.12

4.30
4.40
4.50
4.60
4.75
4.90
5.05
5.0875
5.1250
5.1625
5.20
5.35
5.50
5.65
5.80
5.95

4.30
4.40
4.50
4.64
4.79
4.94
5.09
5.1275
5.1650
5.2025
5.24
5.39
5.54
5.69
5.84
5.99

4.30
4.40
4.50
4.60
4.75
4.90
5.05
5.0875
5.1250
5.1625
5.20
5.35
5.50
5.65
5.80
5.95

4.30
4.40
4.50
4.60
4.75
4.90
5.05
5.0875
5.1250
5.1625
5.20
5.35
5.50
5.65
5.80
5.95

Im Obligatorium gilt im Referenzalter der Umwandlungssatz von 6.8%. Bei vorzeitiger bzw. aufgeschobener
Pensionierung wird der Umwandlungssatz jeweils um -/+ 0.2% p.a. reduziert bzw. erhoht.

Die Umwandlungssatze werden aufgrund des effektiven Alters bei Pensionierung auf Monate genau

interpoliert.

Inkrafttreten

Dieser Anhang tritt per 1. Januar 2024 in Kraft und ersetzt die Ausgabe vom 1. Januar 2023.
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	Die Stiftung teilt der versicherten Person spätestens zwei Monate nach Abschluss der Gesundheitsprüfung schriftlich mit, ob der Vorsorgeschutz normal oder mit einem Vorbehalt (via Einschreiben) gewährt wird. Mit dieser Mitteilung ist der Vorsorgeschut...
	1.12.3 Erhöhung der Vorsorgeleistungen
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	Versicherte, deren Lohn sich nach dem 58. Altersjahr um höchstens die Hälfte reduziert, können verlangen, dass die Vorsorge für den bisher versicherten Verdienst weitergeführt wird.
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